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definieren. Sie müssen sich künftig am Gemeinwohl 
messen lassen und sind diesem unterzuordnen. 

Umso erfreulicher ist es, dass aktuell auch ganz 
ohne kirchenrechtliche Fußangeln Löhne und Arbeits-
bedingungen mit Erfolg geregelt werden können – auf 
Augenhöhe zwischen Arbeitnehmer*innen und Arbeit-
gebern. Das belegen zum Beispiel die derzeitigen Ver-
handlungen für die diakonische Altenpflege in Hessen, 
die im Mai beginnenden Verhandlungen in Niedersach-
sen und der abgeschlossene Tarifvertrag bei der Caritas 
Erziehungshilfe in Bremen. Selbst wenn das gewerk-
schaftliche Engagement der Kolleginnen und Kollegen 
nicht in jedem Fall zu einem Tarifvertrag führt, so 
stimmt am Ende oft das materielle Ergebnis. Es dürfte 
unstrittig sein, dass die seit 2021 geltende Vergütung 
der 870 Pflegebeschäftigten der katholischen Liebenau 
Leben im Alter auf dem Niveau der AVR Caritas erst 
durch Streiks möglich wurde. 

Im September wird der Deutsche Bundestag neu 
gewählt, in einigen Bundesländern auch die Landtage. 
Die Bilanz des christdemokratischen Bundesgesund-
heitsministers Jens Spahn ist ernüchternd. Viel wurde 
von ihm angekündigt, doch verbindlich umgesetzt 
wurde nichts oder nur unzureichend. Verbindliche Per-
sonalvorgaben in den Krankenhäusern und in der stati-
onären Altenpflege sind weiterhin nicht in Sicht. Ob-
wohl in beiden Bereichen Konzepte auf dem Tisch 
liegen, die umgesetzt werden könnten und von den 
Beschäftigten wie am 12. April eingefordert wurden, 
bleibt Spahn untätig. Wer einen Systemwechsel im Ge-
sundheits- und Sozialwesen und bessere Rahmenbedin-
gungen für eine bedarfsgerechte Versorgung und gute 
Arbeitsbedingungen möchte, ist auch als Wählerin und 
Wähler gefordert. 

Allerdings wäre es ein Trugschluss, sich ausschließ-
lich auf andere zu verlassen. Auch das haben die Ereig-
nisse in der Altenpflege gezeigt. Für eine faire Bezah-
lung und bessere Arbeitsbedingungen stehen zualler- 
erst die Arbeitgeber in der Pflicht. Ihnen gegenüber 
müssen wir jedoch unsere Interessen als abhängig Be-
schäftigte durchsetzen, denn sie schenken uns nichts. 
Das ist nur solidarisch in einer starken Gewerkschaft 
möglich. 

Eure Kirchen.info Redaktion

Liebe Leserin, lieber Leser,  

wir schreiben das Jahr zwei nach Beginn der Corona-
Pandemie. Seit bereits mehr als einem Jahr sorgen un-
sere Kolleg*innen im Gesundheits- und Sozialwesen für 
eine weitgehend stabile Versorgung und Betreuung 
aller Menschen in ihren verschiedenen Lebenssituati-
onen. Nichts würde mehr laufen ohne die hunderttau-
senden Beschäftigten – überwiegend Frauen – die in 
den öffentlichen, kommerziellen, freigemeinnützigen 
und kirchlichen Einrichtungen ihre Arbeit Tag für Tag 
verrichten. Das ist allen durch diese Pandemie unum-
stößlich klargeworden. Wirklich allen? 

Sowohl die aktuelle Politik als auch Arbeitgeber 
haben ihre Schlussfolgerungen gezogen und gehandelt. 
Finanzierungsmodelle wurden gemeinwohlorientiert 
neu ausgerichtet, gewinngetriebene private Anbieter 
aus der Daseinsvorsorge vertrieben, verbindliche Per- 
sonalvorgaben werden bundeseinheitlich umgesetzt, 
Tarifflucht lohnt sich nicht mehr. 

Wirklich? 
Nein. Nicht einmal die drängendsten Probleme wer-

den angepackt. Das Ringen um Mindestbedingungen 
für die Altenpflege ist ein dramatisches Beispiel dafür, 
dass immer noch kein Umdenken eingesetzt hat. Das 
gilt aktuell insbesondere für Arbeitgeber bei Caritas 
und Diakonie. 

Es war ein Paukenschlag, als die Arbeitgeber in  
der Caritas Ende Februar den gemeinsamen Antrag von 
ver.di und der Bundesvereinigung der Arbeitgeber in 
der Pflegebranche auf Erstreckung des Tarifvertrags  
abgelehnt haben. Die entscheidenden Akteure der  
Diakonie Deutschland verhielten sich sicherheitshalber 
gar nicht erst dazu. Zu Recht brach öffentliche Empö-
rung weit über kirchliche Kreise hinaus aus, die die  
Caritas wohl in dieser Art bislang nicht kannte. Und die 
Proteste reißen bislang nicht ab. 

Die Entscheidung hatte mindestens zwei große 
Auswirkungen: Unternehmens-Caritas und -Diakonie 
haben für tausende Pflegekräfte, vor allem in kommer-
ziellen Pflegeheimen, bis zu 25 Prozent mehr Lohn ver-
hindert. Und die jeweiligen kirchlichen Dachverbände 
haben einen erheblichen Imageschaden davongetra-
gen. Nach eigenen Angaben sahen die Arbeitgeber u.a. 
ihren kirchlichen Sonderweg im Arbeitsrecht gefährdet. 
Seine Verteidigung rechtfertigt demnach alles – auch, 
dass konfessionelle Arbeitgeber es privaten Altenpfle-
gekonzernen ermöglichen, ihre Profitgier weiter auszu-
leben. Es ist Zeit, die in Art. 140 Grundgesetz benann-
ten »Schranken des für alle geltenden Rechts« in Bezug 
auf die kirchlichen Privilegien im Arbeitsrecht neu zu 

Gemeinwohl vor Wettbewerb  
und kirchliche Sonderrechte



4 Kirchen .info Nr. 37 · Mai 2021

erwiesen, weil die Arbeitgeber, insbesondere die kom-
merziellen Träger, jedwede grundsätzliche Verbesse-
rung in der Kommission blockieren. Einer klassischen 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung über das Tarifver-
tragsgesetz steht ebenfalls die Blockade der Arbeitge-
ber im Tarifausschuss entgegen. Entsprechende Anträ-
ge in Bremen und Niedersachsen sind bereits daran ge-
scheitert.

Gemeinsame Lösungssuche
In einem Bündnis mit Verbänden, darunter Diakonie 
und Caritas, wurden Wege gesucht, wie dieser Ent-
wicklung etwas entgegengesetzt werden kann. Ergeb-
nis: eine Rechtsverordnung nach § 7a Arbeit-
nehmerentsendegesetz (AEntG). Damit können Rege-
lungen eines Tarifvertrages über Mindestarbeitsbedin-
gungen für die gesamte Altenpflege verbindlich er-
streckt werden. Das dafür notwendige Kriterium des 
öffentlichen Interesses ist unstrittig. Das Gute: Bessere 
Regelungen bleiben davon unberührt. Die Caritas und 
die Diakonie haben sich in der von der Regierung ein-
berufenen Konzertierten Aktion Pflege ausdrücklich 
hinter diesen Weg gestellt. Für deren Beteiligung wurde 
mit dem Pflegelöhneverbesserungsgesetz die Grundla-
ge geschaffen; Caritas und Diakonie waren eng einge-
bunden.

Anhörung der Arbeitsrechtlichen Kommissionen 
Ein Teil der Wohlfahrtsverbände gründete die Bundes-
vereinigung der Arbeitgeber in der Pflegebranche 
(BVAP) und verhandelte mit ver.di einen entspre-
chenden Tarifvertrag, der die Mindestentgelte um rund 
25 Prozent erhöhen sollte. Wie es das AEntG vor-
schreibt, wurden die Arbeitsrechtlichen Kommissionen 
(ARK) der Caritas und Diakonie zum voraussichtlichen 
Ergebnis angehört. In mehrstündigen Sitzungen wur-
den die Regelungen offen, kritisch und auf Augenhöhe 
besprochen. Im endgültigen Ergebnis wurden die Hin-
weise der ARKen von den Tarifpartnern im möglichen 
Umfang berücksichtigt. Das Gesamtziel schien greifbar 
nahe.

Mindestbedingungen per Tarifvertrag verhindert
Am 25. Februar 2021 haben die Arbeitgeber in der 
ARK der Caritas nicht zugestimmt und damit ihr ge-
setzlich eingeräumtes Beteiligungsrecht pervertiert. Die 
ARK der Diakonie Deutschland nahm die Abstimmung 
danach gleich ganz von der Tagesordnung. Mit weitrei-
chenden Folgen: Damit der Bundesarbeitsminister den 

Vor etwa 25 Jahren wurde die Altenpflege für kommer-
zielle Anbieter geöffnet. Inzwischen macht deren Anteil 
rund die Hälfte der 30.000 Einrichtungen und Dienste 
aus. Großkonzerne und Finanzinvestoren haben die Al-
tenpflege als profitträchtiges Betätigungsfeld entdeckt. 
Tarifverträge und Betriebsräte gibt es in diesen Einrich-
tungen kaum. Diese Träger stellen sich Tarifverträgen 
meist grundsätzlich entgegen. Die Löhne sind oft mise-
rabel. In Sachsen-Anhalt bekommt mehr als die Hälfte 
der examinierten Pflegekräfte weniger als monatlich 
2.500 Euro in Vollzeit. Der Teilzeitanteil liegt bei rund 
zwei Dritteln. Die beiden Arbeitgeberverbände der 
kommerziellen Träger sehen ihre Rolle als Tarifverhin-
derer. Verhandlungsaufforderungen von ver.di wurden 
abgelehnt. Der Arbeitgeberverband Pflege will gar ge-
richtlich feststellen lassen, dass ver.di nicht tariffähig 
sei. Weltliche Wohlfahrtsverbände haben unter dem 
Wettbewerbsdruck ihre »Konzerntarifverträge« weitge-
hend zugunsten von regionalen Tarifverträgen aufgege-
ben. Viele Gliederungen haben die Tarifbindung ganz 
aufgekündigt. Besonders dramatisch ist die Situation im 
Osten des Landes. An der tariflichen Gesamtsituation 
hat auch die Tatsache nichts geändert, dass seit 2015 
gesetzlich festgeschrieben ist, dass tarifvertragliche Ge-
hälter bei Pflegesatzverhandlungen nicht mehr als un-
wirtschaftlich abgelehnt werden dürfen. Der seit 2010 
bestehende Pflegemindestlohn hat sich als totes Pferd 

Tarifvertrag Altenpflege

Caritas und Diakonie  
als Steigbügelhalter für private Gewinninteressen

Protest gegen die Caritas in Frankfurt/Main
Foto: Reiner Kunze
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stationären Langzeitpflege eingesetzt werden müsste. 
Das Konzept für bundeseinheitliche Personalvorgaben 
liegt vor. Im Arbeitsentwurf von Jens Spahn werden die 
Personalvorgaben jedoch nur als Höchstwerte verankert 
und desren Umsetzung an arbeitsmarktpolitischen Ge-
gebenheiten ausgerichtet. Das ist ein absolut fatales Si-
gnal an die Beschäftigten und an die pflegebedürftigen 
Menschen.

Bedarfsgerechte Personalvorgaben, gute Versor-
gung und flächendeckende tarifliche Entlohnung ko-
sten Geld. Schon jetzt werden Pflegebedürftige mit ra-
sant steigenden Eigenanteilen konfrontiert. Ein 
durchschnittlicher Heimplatz kostet für sie aktuell im 
Bundesschnitt monatlich 2.068 Euro. Davon sind allein 
831 Euro pflegebedingte Kosten, die eigentlich die Pfle-
gekasse tragen müsste. Deren Leistungen sind jedoch 
gedeckelt. Die Kosten tragen die Bewohner*innen. In-
zwischen beziehen mehr als 30 Prozent von ihnen Sozi-
alhilfe. Von einer im ersten Schritt notwendigen harten 
Begrenzung der Eigenanteile, wie ver.di sie fordert, ist 
im Spahn�schen Arbeitsentwurf nicht mehr viel übrig. 
Durch eine prozentuale Regelung würden die Eigenan-
teile zukünftig weiter steigen. Es braucht daher einen 
Systemwechsel. Die Pflegeversicherung muss zu einer 
Bürgerversicherung umgebaut werden, in die alle ent-
sprechend ihres Einkommens solidarisch einzahlen und 
die dadurch in der Lage ist, alle pflegebedingten 
Leistungen bedarfsgerecht zu tragen. ver.di hat dafür 
ein finanzierbares Konzept: die Solidarische Pflegega-
rantie (Mehr Informationen unter gemeinsamesache.
verdi.de).

Tarifvertrag auf die Branche erstrecken kann, ist ein ge-
meinsamer Antrag der Tarifparteien nötig, der die Zu-
stimmung der ARKen von Caritas und Diakonie erfor-
dert. Diese Zustimmung fehlte nun. Der Tarifvertrag 
kann nicht erstreckt werden. Hunderttausende Pflege-
personen, vor allem bei den kommerziellen Pflegean-
bietern, sind die Verlierer*innen. 

Schaden für Caritas und Diakonie
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn war daran nicht 
unbeteiligt. Er erweckte unmittelbar zuvor den Ein-
druck, es gäbe eine gesetzliche Alternative. Der im 
März bekannt gewordene Arbeitsentwurf würde je-
doch die Tarifautonomie verletzen, Flächentarifverträge 
schwächen, für weniger tatsächliche Tarifbindung sor-
gen, einer höheren Bezahlung in der Fläche durch Ein-
führung der "Ortsüblichkeit" entgegenstehen und 
somit die aktuell schlechte Bezahlungssituation vieler 
Pflegepersonen sogar zementieren. Der Honig, den 
Jens Spahn den Mitgliedern der ARKen auf den Arbeit-
geberseiten vor ihren Abstimmungen um den Bart ge-
schmiert hat, entpuppt sich als Vogelleim. Letztlich 
haben sich die Arbeitgeber von Unternehmens-Caritas 
und -Diakonie zu Steigbügelhaltern privater Profitinte-
ressen gemacht und dem Image ihrer Verbände en-
ormen Schaden zugefügt. 

Großer Handlungsbedarf für gute Pflege
Durch Professor Heinz Rothgang von der Universität 
Bremen ist wissenschaftlich belegt, dass für eine be-
darfsgerechte Pflege 36 Prozent mehr Personal in der 

Ein breites Bündnis protestiert vor der Caritas-Zentrale in Freiburg, März 2021.                                                             Foto: ver.di

Proteste: Kritik an Caritas reißt nicht ab

Die Caritas kommt nicht zur Ruhe. Seit die sogenann-
ten Dienstgeber in der Arbeitsrechtlichen Kommission 
des katholischen Wohlfahrtsverbands Ende Februar ihr 
Veto gegen die Erstreckung des von ver.di ausgehan-
delten Tarifvertrags auf die gesamte Altenpflege einge-
legt haben, sind die Proteste nicht abgerissen. Mehr als 
200.000 Menschen haben die Caritas in einer Petition 
dazu aufgefordert, ihren Beschluss zu revidieren. Dut-

zende namhafte katholische Sozialethiker*innen und 
Theolog*innen kritisierten die Entscheidung in einer 
Stellungnahme. Die Caritas-Spitze versuchte derweil, 
sich mit fadenscheinigen Argumenten herauszureden.

»Die Caritas muss ihren Beschluss umgehend korri-
gieren und dem allgemeinverbindlichen Tarifvertrag zu-
stimmen.« Diese Forderung haben binnen weniger 
Tage schon fast 190.000 Menschen auf der Online-
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tholischen Kirche – »zu einer öffentlichen Belastung. 
Zugegeben: nur zu einer Belastung neben den vielen 
anderen, die die verfasste Kirche selbst verursacht hat.«

Selbst der Präsident des Deutschen Caritasver-
bandes, Peter Neher, gab daraufhin zu, die Entschei-
dung »schadet der Glaubwürdigkeit der Caritas und sie 
kommt zu Unzeiten für die katholische Kirche«. Zu-
gleich betonte er allerdings die »Unabhängigkeit« der 
Arbeitsrechtlichen Kommission. Deren Beschluss verhin-
dere »erst mal eine höhere Entlohnung von vielen Pfle-
gekräften außerhalb der Caritas und das mitten in einer 
Pandemie, die diesen Menschen unheimlich viel abver-
langt«, stellte Neher fest.

Caritas zündet Nebelkerzen
Trotz dieser Einsicht setzte der Caritasverband gegenü-
ber seinen rund 700.000 Beschäftigten darauf, Nebel-
kerzen zu zünden. So verglich er in einer Mitarbeiterin-
formation die kirchlichen Arbeitsvertragsrichtlinien 
(AVR) mit dem Tarifvertrag über Mindestbedingungen, 
dessen Erstreckung die Caritas verhindert hat. Das 
wenig überraschende Ergebnis: Die AVR – die weitge-
hend auf dem von ver.di ausgehandelten Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst (TVöD) basieren – sind in 
vielen Aspekten besser. »Das ist billigste Polemik«, sagt 
Mario Gembus, der bei ver.di für kirchliche Betriebe zu-
ständig ist. »Der Tarifvertrag sollte nur eine untere Hal-
telinie bei den Arbeitsbedingungen in der Altenpflege 
einziehen. Tarifverträge oder kirchliche Arbeitsvertrags-
richtlinien wären – wo sie für die Beschäftigten besser 
sind – selbstverständlich erhalten geblieben und weiter-
hin refinanziert worden.« Er verwies darauf, dass nicht 
nur die Caritas, sondern auch die Arbeitsrechtliche 
Kommission der evangelischen Diakonie dem Tarifwerk 
ihre Zustimmung verweigert hatte. »So schützen die 
kirchlichen Wohlfahrtsverbände das Geschäftsmodell 
kommerzieller Pflegefirmen, die auf Ausbeutung und 
Niedriglöhne setzen«, kritisierte Gembus.

Der Protest dagegen geht auch auf der Straße wei-
ter. Zum Internationalen Frauentag am 8. März mach-
ten Beschäftigte in verschiedenen Städten darauf auf-
merksam, dass die Arbeitsrechtlichen Kommissionen 
– in denen vor allem Männer sitzen – für die Fortset-
zung von Niedriglöhnen in der Altenpflege sorgen, 
deren 1,2 Millionen Beschäftigte zu 83 Prozent weiblich 
sind. »Wie will man die Altenpflege attraktiv gestalten, 
wenn nicht über Löhne und bessere Arbeitsbedin-
gungen? Immer mehr Pflegekräfte schmeißen hin«, be-
richtete Björn Rudakowski, Pflegefachkraft in einem 
kirchlichen Altenheim, bei einer Aktion am Kölner Cari-
tas-Gebäude. »Die Ablehnung des Tarifs mit der Für-
sorgepflicht gegenüber den eigenen Mitarbeitern zu 
begründen, empfinde ich als zynisch«, kommentierte 
Dorothea Maubach für den ver.di-Frauenvorstand Köln-
Bonn-Leverkusen. »Die Kirche will weiter ihr eigenes 
Ding machen und daran soll keiner rütteln – schon gar 

Plattform Campact unterzeichnet. »Gerade als christ-
liche Organisation sollte sich der Verband zu guten Ar-
beitsbedingungen und würdevoller Pflege bekennen«, 
heißt es in der Petition weiter.

Dienstgeber der Caritas:  
»Gefährlicher Entsolidarisierer«
Dieses Argument findet sich auch in einer gemein-
samen Stellungnahme von 17 Professor*innen der 
Christlichen Sozialethik. Dass die »Dienstgeber« der Ca-
ritas nach eigenem Bekunden auf den »Wettbewerb 
von Tarifwerken« setzten, zeuge »von betriebswirt-
schaftlicher Kurzsichtigkeit, einem Mangel an ökono-
mischem Sachverstand und Missachtung der kirchlichen 
Sozialverkündigung«, heißt es darin. Mit der Ablehnung 
des einheitlichen Tarifvertrags trete »die »Dienstgeber«-
Seite der Caritas nun als ein für die Beschäftigten ge-
fährlicher Entsolidarisierer auf. Dass der Caritasverband 
vor diesem Hintergrund noch glaubwürdig als Anwalt 
für die Interessen von Benachteiligten auftreten kann, 
ist unwahrscheinlich.«

Nachdem sich die Professor*innen detailliert mit der 
Begründung der »Dienstgeber« auseinandergesetzt 
haben, kommen sie zu dem Schluss, diese hätten sich 
offenbar mit der »allmählich verwilderten Wettbe-
werbskonstellation in der Daseinsvorsorge abgefunden« 
und könnten sich davon nun nicht trennen. So werde 
die Caritas – einst gesellschaftlicher Aktivposten der ka-

Protest gegen die Caritas in Recklinghausen, März 2021.     Foto: ver.di
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Diakonie beim Erhalt der »Trägervielfalt« spottete. Zeit, 
den kirchlichen, aber auch den kommerziellen Arbeit-
gebern und den politisch Verantwortlichen klar zu ma-
chen: Schluss mit lustig!

nicht die Gewerkschaften.« Das Handeln von Caritas 
und Diakonie stehe »im krassen Widerspruch zu ihren 
sozialen und kirchlichen Werten«, ergänzte ver.di-Se-
kretär Robin Orlando. »Es ist höchste Zeit, die Sonder-
rechte der Kirche kritisch zu hinterfragen.«

Dies geschieht vermehrt auch in den Medien. So 
ließ die Satiresendung »Heute Show« am 12. März eine 
fiktive »Frau Schneider von der Caritas« den »gesunden 
Wettbewerb« in der Altenpflegebranche preisen. Die 
ebenfalls im ZDF ausgestrahlte Sendung »Die Anstalt« 
legte einige Tage später mit einem gut informierten 
Beitrag nach, in dem sie über die Rolle von Caritas und 

DGB- und ver.di-Jugend protestieren gegen die Caritas in Saarbrücken, März 2021.                                Foto: ver.di

ver.di-Aktive bei einer Spontan-Aktion gegen die Caritas in Jena, Februar 2021.                                                         Foto: ver.di

 
Die TV-Sendungen können hier  
angeschaut werden: 

»Heute-Show«: https://lmy.de/FLFdD
»Die Anstalt«: https://lmy.de/Fsff7
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den Tarifvertragsparteien zum voraussichtlichen Inhalt 
des Tarifvertrags angehört werden und am Ende einem 
Antrag auf Erstreckung zustimmen. Die Anhörung der 
Caritas hat am 15. Januar 2021, die der Diakonie am 
21. Januar 2021 stattgefunden. BVAP und ver.di haben 
daraufhin die Anhörungen ausgewertet und noch ein-
mal Veränderungen am Tarifvertrag vorgenommen.

Am 25. Februar 2021 dann der Schock: Die Bundes-
kommission der Caritas hat gegen die Stimmen der Ar-
beitnehmerseite dem Antrag von ver.di und BVAP auf 
Erstreckung des Tarifvertrags über Mindestarbeitsbedin-
gungen in der Pflegebranche nicht zugestimmt. Damit 
hat die Caritas ihr gesetzlich eingeräumtes Beteiligungs-
recht pervertiert und in eine Blockadehaltung verwan-
delt. Hunderttausende Pflegepersonen – vor allem bei 
den kommerziellen Pflegeanbietern – sind die Verlierer.

Die Diakonie duckt sich weg und verhöhnt den 
Tarifvertrag
Und am 26. Februar 2021, nur einen Tag später, hat 
auch die Arbeitsrechtliche Kommission der Diakonie 

Am 8. Februar 2021 haben die Bundesvereinigung der 
Arbeitgeber in der Pflegebranche (BVAP) und die Ver-
einte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di nach 16-mo-
natigen Verhandlungen einen Tarifvertrag über Min-
destbedingungen in der Altenpflege abgeschlossen. 
Beide Tarifvertragsparteien verfolgten unter anderem 
das Ziel, dass die getroffenen Regelungen auf Grundla-
ge des Arbeitnehmerentsendegesetzes (AEntG) durch 
den Bundesarbeitsminister verbindlich auf die gesamte 
Pflegebranche erstreckt werden. Damit hätte dem vor 
allem durch kommerzielle Pflegeanbieter betriebenen 
Lohndumping ein Riegel vorgeschoben werden können. 
Dies war der Pflegekommission, die die vergangenen 
zehn Jahre für den Pflegemindestlohn zuständig war, 
nicht gelungen. Auf Grundlage des Tarifvertrags wären 
die Mindestentgelte in der Pflegebranche bis Mitte 
2023 um durchschnittlich 25 Prozent gestiegen.

Damit der Tarifvertrag erstreckt werden kann, hat 
der Gesetzgeber den Kirchen ein Beteiligungsrecht ein-
geräumt. Das heißt konkret: Die Arbeitsrechtlichen 
Kommissionen von Caritas und Diakonie müssen von 

ver.di-Kolleginnen am Frauentag in Frankfurt/Main, März 2021.                                                           Foto: Reiner Kunze

Fakten-Check: Caritas-Arbeitgeber zerstören  
Hoffnung auf bessere Bezahlung
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Die perfide Caritas-Logik: Wer keine betriebliche Al-
tersversorgung bekommt, braucht auch keine aus-
kömmlichen Löhne.

Die Caritas behauptet: »Im Tarifvertrag Altenpflege 
fehlen passgenaue Arbeitszeitmodelle.«
Richtig ist: Auch hier gilt: Es gibt keine gesetzliche 
Möglichkeit, solche Regelungen für die gesamte Pflege-
branche zu erstrecken. Außerdem werden »passgenaue 
Arbeitszeitmodelle« bekanntlich am besten in Dienst-
plänen geregelt.

Die Caritas behauptet: »Im Tarifvertrag Altenpflege 
fehlen Stufendifferenzierungen.«
Richtig ist: Die Tarifvertragsparteien haben ausge-
schöpft, was an Entgeltdifferenzierungen erstreckbar 
ist. Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz lässt zu, dass bis 
zu drei Qualifikationsstufen differenziert werden kann. 
Diese haben wir vereinbart. Der Tarifvertrag regelt Min-
destentgelte. Ein Mindestentgelt regelt eine untere 
Grenze. Bessere Regelungen können immer zusätzlich 
kollektiv vereinbart werden. Die Caritas-Logik auch 
hier: Wer keine weiteren Stufenaufstiege bekommen 
kann, braucht auch keine höheren Einstiegslöhne.

Die Caritas behauptet: »Im Tarifvertrag Altenpflege 
fehlen Überstundenregelungen.«
Richtig ist: Es stimmt, dass der gefundene Kompro-
miss keine Überstundenregelungen vorsieht. Aber lässt 
man daran bessere Löhne für hunderttausende 
Altenpfleger*innen scheitern?

Die Caritas behauptet: »Die Kostenträger hätten 
zukünftig die »besseren« AVR-Regelungen der Caritas 
nicht mehr anerkannt. Die Caritas-Beschäftigten hätten 
Lohnminderungen hinnehmen müssen.«
Richtig ist: Die Caritas verkauft die Öffentlichkeit und 
ihre eigenen Beschäftigten schlichtweg für dumm. Die 
Pflegesätze werden von der Caritas und jedem anderen 
Träger mit den zuständigen Pflegekassen auf der Basis 

dem Tarifvertrag die Unterstützung verweigert. Die Dia-
konie hat sich weggeduckt und sich nicht einmal mit 
dem Antrag beschäftigt, sondern diesen einfach von 
der Tagesordnung abgesetzt.

Spätestens damit dürfte allen Pflegepersonen in 
Deutschland klar sein: Bei der Hoffnung auf bessere 
Löhne und Arbeitsbedingungen können sie nicht auf 
die Kirche zählen. Nach dem Klatschen folgte jetzt die 
Klatsche. Und dann noch das: Der Arbeitgeberverband 
der Diakonie verhöhnt die Tarifverhandlungen lapidar: 
»Schade um die verlorene Zeit!«

Die Caritas behauptet: »Der Tarifvertrag Altenpflege 
greift in Strukturen der AVR zum Beispiel bei der Ost/
West-Angleichung oder der Differenzierung der Entgel-
te zwischen Alltagsbegleiter*innen/ Betreuungskräften 
etc. und ungelernten Hilfskräften ein [�]."
Richtig ist: Mit den bei den Tarifverhandlungen gefun-
denen Kompromissen wäre noch längst nicht alles gut. 
Wir haben Mindestarbeitsbedingungen vereinbart. 
Wenn diese schon in die Strukturen des Caritas-Entgelt-
gefüges eingreifen, dann kann es mit den guten Bedin-
gungen bei der Caritas nicht so weit her sein. Auf der 
anderen Seite behauptet die Caritas, dass sie heute 
schon höhere Gehälter zahlen würde. Was denn nun?

Tatsächlich zahlt die Caritas heute – 30 Jahre nach 
der Deutschen Einheit – im Osten noch weniger als im 
Westen. Und die Alltagsbegleiter*innen / Betreuungs-
kräfte und ungelernten Hilfskräfte werden schlechter 
bezahlt als bei anderen Trägern mit Tarifvertrag. Beides 
will die Caritas offensichtlich nicht angetastet wissen.

Diese Positionen stehen im Übrigen im Widerspruch 
zu den vereinbarten Zielen in der Arbeitsgruppe 5 der 
Konzertierten Aktion Pflege, denen auch die Caritas 
zugestimmt hat. Hier heißt es im Ergebnis: »Die Mit-
glieder der Arbeitsgruppe 5 sind gemeinsam der Auf-
fassung, dass dieser Weg durch die Festlegung verbind-
licher Lohnuntergrenzen für die Altenpflege weiter 
unterstützt werden muss. [...] Darüber hinaus empfiehlt 
sie eine Befassung mit der Angleichung des Pflegemin-
destlohns in Ost- und Westdeutschland.«

Die Caritas behauptet: »Im Tarifvertrag Altenpflege 
fehlt die betriebliche Altersvorsorge.«
Richtig ist: Es ist gesetzlich ausdrücklich ausgeschlos-
sen, solche Regelungen auf die gesamte Pflegebranche 
erstrecken zu können. Die Caritas hat in der Anhörung 
erklärt, dass sie das durchaus weiß. Um der Caritas 
dennoch entgegen zu kommen, haben BVAP und ver.di 
im Tarifvertrag die Möglichkeit eröffnet, Beiträge zur 
Entgeltumwandlung bei der Berechnung des Mindest-
lohns zu berücksichtigen. Dieses Thema jetzt trotzdem 
als Ablehnungsgrund anzuführen, ist zutiefst unseriös. 
Natürlich wollen wir als ver.di gute betriebliche Alters-
versorgungen. Für die tarifgebundenen Arbeitgeber 
gibt es vielerorts hierzu gute Regelungen.

Protest gegen die Caritas in Regensburg, März 2021.          Foto: ver.di
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Richtig ist: Mit der Pflegekommission setzt die Caritas 
auf einen »toten Gaul«. Die Pflegekommission hat es in 
über zehn Jahren nicht geschafft, das Problem zu 
lösen. Statt jetzt den Weg frei zu machen für bessere 
Löhne, vertröstet die Caritas hunderttausende Beschäf-
tigte auf später – vielleicht – irgendwann.

Die Caritas hofft auf ein »ungelegtes Ei«. Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn hat im November 2020 
einen Gesetzentwurf angekündigt, der aus seiner Sicht 
alle Probleme kurzfristig lösen soll. Außer dieser An-
kündigung ist aus dem Hause Spahn bis heute nichts 
gekommen. Aber kurz vor der Abstimmung in den ar-
beitsrechtlichen Kommissionen hat der Bundesgesund-
heitsminister den Kommissionen noch einmal seine 
Pläne dargelegt und damit gegen das Pflegelöhnever-
besserungsgesetz der Bundesregierung, der er bekannt-
lich angehört, agiert.

Die Caritas behauptet: »Solidarität heißt für uns 
nicht, schlechteren Löhnen in der Pflege zustimmen zu 
müssen und damit die Refinanzierung der Pflege in der 
Caritas künftig auf schlechtere Beine zu stellen. Das 
wäre falsch verstandene Solidarität.«
Richtig ist: Das Thema hatten wir schon. Wenn man 
falsche Schlussfolgerungen zieht, werden sie auch nicht 
wahr, wenn man sie mit anderen Worten wiederholt. 
Die Solidarität der Arbeitgeber von Caritas und Diako-
nie gilt offensichtlich mehr Herrn Brüderle vom privaten 
Arbeitgeberverband als den ausgebeuteten 
Altenpfleger*innen. Die Caritas hat aus egoistischen 
und ideologischen Gründen eine große Chance für die 
Altenpflege vertan.

Was die Caritas verschweigt…
Die Caritas setzt bei der Verbesserung der Mindestar-
beitsbedingungen in der Pflege auf die Pflegemindest-
lohnkommission. Diese Kommission existiert seit über 
zehn Jahren und hat de facto nur sehr wenig erreicht. 
Alle Punkte, die der Caritas im Tarifvertrag Altenpflege 
fehlten, haben die Caritas-Dienstgeber in der Kommis-
sion im Schulterschluss mit Diakonie und kommerziellen 
Anbietern verhindert. In der 4. Pflegekommission hat 
ver.di zum Beispiel Folgendes gefordert – und die Cari-
tas-Dienstgeber haben folgendermaßen reagiert:
Überstundenzuschlag: Caritas-Dienstgeber: Nein!
Zusätzliches Urlaubsgeld: Caritas-Dienstgeber: Nein!
Höchstarbeitszeit: Caritas-Dienstgeber: Nein!
Pausenregelungen: Caritas-Dienstgeber: Nein!
Stufendifferenzierungen: Caritas-Dienstgeber: Nein!
Regelungen zum Arbeits- und Gesundheitsschutz:  
Caritas-Dienstgeber: Nein!

Die Caritas in der Konzertierten Aktion Pflege
Im Juni 2019 hat die Caritas gemeinsam mit der Deut-
schen Bischofskonferenz im Rahmen der Konzertierten 
Aktion Pflege einem umfassenden Maßnahmenpaket 

der tatsächlichen geplanten Ausgaben verhandelt. Ko-
sten, die für den Träger aufgrund von kirchlichen Ar-
beitsvertragsrichtlinien oder Tarifverträgen entstehen-
den, dürfen laut § 84 (2) SGB XI nicht als unwirtschaft-
lich abgelehnt werden. Daran hätte sich auch durch 
eine neue Regelung zu Mindestbedingungen in der Al-
tenpflege nichts geändert.

Auch der Pflegemindestlohn, den es seit über zehn 
Jahren gibt, hatte nicht den Effekt, der hier an die 
Wand gemalt wurde. Die auf Grundlage des Tarifver-
trags ersteckten neuen Pflegemindestlöhne hätten 
keine negativen Effekte für die Caritas-Beschäftigten 
gehabt, aber für hunderttausende Beschäftigte deutlich 
mehr Einkommen bedeutet.

Die Caritas behauptet: »Wir lehnen einen Einheitsta-
rifvertrag ab und wünschen uns einen Wettbewerb von 
Tarifwerken in der Altenpflege.«
Richtig ist: Das erklärte Ziel war gerade auch ein fairer 
Wettbewerb zwischen den Trägern. Träger mit Tarifver-
trägen und anständigen Arbeitsbedingungen sollten im 
wirtschaftlichen Wettbewerb nicht länger Nachteile 
haben gegenüber kommerziellen Pflegekonzernen, die 
ihre Mitarbeiter*innen ausbeuten.

Was wäre denn eigentlich an einem einheitlichen 
guten Tarifvertrag für alle Pflegeanbieter verkehrt? 
Branchentarifverträge sind in anderen Bereichen eher 
die Regel als die Ausnahme. Und auch in der Altenpfle-
ge war das bis zur Einführung der Pflegeversicherung 
faktisch so. Dann kamen der wirtschaftliche Wettbe-
werb und die Kommerzialisierung der Altenpflege, die 
auf Kosten der Beschäftigten und am Ende auch zulas-
ten der Pflegebedürftigen gehen. Die Caritas macht 
sich zum verlängerten Arm der kommerziellen Pflege-
anbieter.

Die Caritas behauptet: »Wir sehen den Dritten Weg 
durch eine Allgemeinverbindlichkeit des Tarifvertrag Al-
tenpflege gefährdet.«
Richtig ist: Die Festlegung von Mindestbedingungen 
in der Pflege erfolgt auf Grundlage des Arbeit-
nehmerentsendegesetzes. Dort hat der Gesetzgeber 
den Kirchen eine besondere Verantwortung übertra-
gen. Diese haben die kirchlichen Kommissionen nicht 
wahrgenommen. Deshalb: Nicht der Tarifvertrag ge-
fährdet den sogenannten »Dritten Weg«. Diesen bringt 
die Caritas durch ihr verantwortungsloses und schein-
heiliges Verhalten schon ganz alleine in Misskredit. Es 
ist an der Zeit, die verfassungsrechtlich geschützte Son-
derstellung der Kirchen im Arbeitsrecht kritisch zu hin-
terfragen.

Die Caritas behauptet: »Wir setzen bei der Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen in der Altenpflege auf 
die Pflegekommission und die Reformvorschläge von 
Bundesgesundheitsminister Spahn.«
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für mehr Ausbildung, mehr Personal, bessere Arbeits-
bedingungen und eine bessere Entlohnung zuge-
stimmt. Dazu gehörte auch, dass die Festlegung des 
Pflegemindestlohns zukünftig auf Grundlage eines Ta-
rifvertrags erfolgt. Heute will die Caritas davon offen-
bar nichts mehr wissen.

Die Caritas hat sich in der AG 5 der Konzertierten 
Aktion Pflege ausdrücklich hinter eine Erstreckung 
eines Tarifvertrages nach § 7a AEntG gestellt und die-
sen Weg befürwortet. Im Ergebnisbericht dazu heißt 
es:

»Eine Mehrheit der Arbeitsgruppe 5 (Anm.: zu der 
die Caritas gehörte) befürwortet die Festlegung von 
Lohnuntergrenzen und weiterer Mindestarbeitsbedin-
gungen durch Erstreckung eines Tarifvertrags auf 
Grundlage von § 7a AEntG. Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerseite sollen zügig den Abschluss eines Tarifver-
trags für die Beschäftigten in der Altenpflege anstre-
ben.«

Mit dem Pflegelöhneverbesserungsgesetz wurde 
die Grundlage für die Tarifvertragslösung bei der Festle-
gung des Pflegemindestlohns geschaffen. Das Arbeit-
nehmerentsendegesetz wurde eigens für die Beteili-
gung der kirchlichen Arbeitsrechtskommissionen 
angepasst. Die Caritas war in der Anhörungsphase in 
die politische Meinungsbildung im Bundestag eng ein-
gebunden. In der schriftlichen Stellungnahme des Deut-

schen Caritasverbandes heißt es wörtlich: »Sowohl für 
die Tarifpartner des Tarifvertragsweges als auch für die 
Dienstgebervertreter und Mitarbeitervertreter auf dem 
»Dritten Weg« ergeben sich neue Chancen und Not-
wendigkeiten zur Zusammenarbeit.«

Diese zahlreichen Chancen und Angebote zur Zu-
sammenarbeit während des Tarifprozesses wurden von 
der Caritas-Dienstgeberseite nicht genutzt. Im Gegen-
teil. Es wurden immer neue Forderungen und Erwar-
tungen an die Tarifvertragsparteien adressiert, um ganz 
am Ende des Prozesses trotz allen Entgegenkommens 
seitens ver.di und BVAP schlicht NEIN zu sagen.

Wie kann es weitergehen?  
Spahn muss endlich liefern.
Jetzt ist Bundesgesundheitsminister Spahn am Zug. 
Seine bloßen Ankündigungen helfen den Beschäftigten 
nichts und die Zeit ist knapp bis zur anstehenden Bun-
destagswahl. Bereits im November 2020 hatte er einen 
Gesetzentwurf angekündigt, mit dem Pflegeanbieter, 
die Versorgungsverträge mit den Pflegekassen abschlie-
ßen wollen, Tarifverträge anwenden müssen. Wie 
genau das aussehen soll, ist noch völlig unklar. Sicher-
gestellt werden muss, dass dazu nicht die Anwendung 
eines x-beliebigen Dumping-Tarifvertrags mit einer 
Pseudo-Gewerkschaft reicht.

ver.di-Aktive und Caritas-Beschäftigte protestieren gegen die Caritas in Köln , März 2021.            Foto: ver.di



12 Kirchen .info Nr. 37 · Mai 2021

nicht die Kirchen und Verbände, sondern deren Arbeit-
geber, die Unternehmens-Caritas und die Unterneh-
mens-Diakonie. Es sind die Arbeitgeberverbände VdDD 
und AcU, die Vorstände der großen Konzerne und Stif-
tungen, wie Agaplesion, Bethel, Marienhaus, Johanni-
ter, Malteser und andere, die aller politischen Bemü-
hungen von Kirchen und Verbänden zum Trotz den 
Marktprinzipien folgen und sich so wie andere, nicht-
kirchliche Arbeitgeber gebärden. Anders als bei kom-
merziellen Konzernen mag es dabei nicht um Gewinn-
erzielung und Dividendenzahlungen an 
Anteilseigner*innen gehen. Dennoch wollen und müs-
sen sich die kirchlichen Träger, unter anderem aufgrund 
der Finanzierungsbedingungen, auf dem »Markt« be-
haupten und den »Kostenfaktor« niedrig und vor allem 
flexibel halten, der naturgemäß im sozialen Dienstlei-
stungssektor am höchsten ist: die Personalkosten. Die 
Unternehmens-Caritas und die Unternehmens-Diakonie 
haben sich diesen Mechanismen längst gebeugt. Ob 
Outsourcing, permanente Arbeitsverdichtung oder 
Lohnsenkung – �ihr Verhalten ist in vielen Bereichen 
nicht mehr von dem anderer Träger zu unterscheiden. 

Die Unternehmens-Caritas und die Unternehmens-Dia-
konie haben den Antrag für einen branchenweit er-
streckten Tarifvertrag in der Altenpflege abgelehnt. Das 
sorgte zu Recht für Empörung und große mediale Auf-
merksamkeit. Die Entscheidung hat wie durch ein 
Brennglas sichtbar gemacht, dass die großen christ-
lichen Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände mit ihren 
insgesamt rund 1,8 Millionen Beschäftigten einen Son-
derstatus im Arbeitsrecht genießen, der nicht nur ein-
zigartig ist, sondern den sie auch rigoros für ihre eige-
nen Interessen ausnutzen – selbst wenn das wie in die-
sem Fall auf Kosten tausender Kolleg*innen in der pri-
vaten Altenpflege geht.

Kirchen ergeben sich der »Marktlogik«
Mittlerweile seit Jahrzehnten ist das Gesundheits- und 
Sozialwesen dem marktwirtschaftlichen Wettbewerb 
ausgesetzt. Das bedeutet jedoch längst nicht, dass das 
richtig wäre und so bleiben müsste. Auf Verbandsebe-
ne merken die Kirchen das in Sonntagsreden und im 
politischen Umfeld auch immer wieder an und drängen 
auf Verbesserungen. Doch wirklich tonangebend sind 
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Kirchliche Machtverhältnisse 
Der kircheneigene Weg zur Festsetzung von Löhnen 
und Arbeitsbedingungen, der sogar aus der Verfassung 
hergeleitet wird, ist dafür sehr hilfreich. Man bleibt 
unter sich, stellt die Regeln selbst auf, nach denen ge-
arbeitet wird. Und gibt es Störungen dieses Weges, 
werden die kirchlichen Regeln eben angepasst. Alles 
ohne staatliche Kontrolle oder gar Einflussnahme der 
Gewerkschaften. Ohne Augenhöhe oder Konsens zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmer*innen werden 
Mehrheitsbeschlüsse gefällt – oft zu Ungunsten der Be-
schäftigten. Ein solches Modell hätten kommerzielle Ar-
beitgeber sicher auch gerne. Die kirchlichen Arbeitge-
ber trachten danach, diesen nützlichen Sonderweg um 
jeden Preis zu bewahren. 

Das Veto gegen die Erstreckung eines Tarifvertrags 
über Mindestbedingungen für die Altenpflege durch 
die Unternehmens-Caritas zeigt eindrucksvoll, wie es 
um das Machtgefüge zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmer*innen im kirchlichen System bestellt ist. 
Es zeigt aber auch den mangelnden Einfluss der Kir-
chen selbst und ihrer Verbände auf die Arbeitgeber 
unter ihrem Dach. Jahrelang haben die Verbände von 
Caritas und Diakonie im Bündnis mit ver.di und den 
freien Wohlfahrtsverbänden einen möglichen Weg zur 
Schaffung flächendeckender Mindeststandards in der 
Altenpflege erarbeitet und dafür die Unterstützung der 
Arbeitnehmerseite in den beteiligten Arbeitsrechtlichen 
Kommissionen erfahren. Doch letztlich haben die Ar-
beitgeber bei Caritas und Diakonie diesen Weg im Al-
leingang torpediert. Das ist Ausdruck der Machtverhält-
nisse: In Fragen des Arbeitsrechts haben nicht die 
Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände das Sagen, son-
dern allein die der Wettbewerbslogik folgenden Mit-
gliedsunternehmen. 

Erhebliche Schäden 
Die kirchlichen Unternehmen erbringen Leistungen  
in vielen verschiedenen Hilfefeldern und erfüllen damit 
– so ihre eigene Behauptung – den Verkündungs- 
auftrag ihrer jeweiligen Kirchen. Doch wenn sie allein 
und ohne ihre sozialpolitisch und gesellschaftlich en- 
gagierten »Auftraggeber« Entscheidungen mit solch 
weitreichenden gesellschaftlichen Auswirkungen tref-
fen, wie die Blockade branchenweiter Mindestbedin-
gungen in der Altenpflege, zeigt das eindeutig eine 
Schieflage. Abgesehen davon hat die Reputation der 
Verbands-Caritas durch diese Entscheidung ihrer Ar-
beitgeber erheblichen Schaden genommen. Die öffent-
liche Empörung ist zu Recht groß. Dass ausgerechnet 
konfessionelle Träger flächendeckende Mindestbedin-
gungen in der Altenpflege verhindern, mit denen tau-
sende Beschäftigte unter anderem bis zu 25 Prozent 
mehr Lohn erhalten hätten und die Profitinteressen 
kommerzieller Konzerne eingebremst worden wären, 
ist nicht vermittelbar.

»Dritter Weg« um jeden Preis
Laut offiziellen Äußerungen der Arbeitgeberseite der 
Caritas warnen Arbeitsrechtler davor, der sogenannte 
Dritte Weg werde durch den beschrittenen Weg zur 
Festlegung von Mindestbedingungen für die Altenpfle-
ge in Frage gestellt. Neben vielen weiteren fragwür-
digen Gründen, mit der die Caritas ihre ablehnende 
Haltung zu rechtfertigen versucht (wir berichteten auf 
den Seiten dieser Ausgabe zuvor), zeigt diese Äußerung 
einen erheblichen Bedarf zur Klärung der Rolle konfes-
sioneller Träger mit christlichem Auftrag im Kontext 
eines wettbewerblich organisierten Sozialwesens. Daran 
sollte jedenfalls den Wohlfahrtsverbänden und den Kir-
chen selbst gelegen sein. Immerhin sind die mehreren 
zehntausend Einrichtungen von Caritas und Diakonie 
das »Gesicht« der Kirchen und der erlebten Umsetzung 
ihres christlichen Auftrags in unserer Gesellschaft. Las-
sen sie die Arbeitgeber weiter ungehemmt agieren, 
dürfte es künftig enorm schwierig werden, überhaupt 
noch einen Unterschied zwischen kirchlichen und nicht-
kirchlichen Betrieben herzuleiten, die die gleichen Hilfe- 
oder Versorgungsleistungen für Menschen erbringen. 
Der kirchliche Sonderweg im Arbeitsrecht hat sich in 
den vergangenen Jahrzehnten verselbstständigt, die in-
nerkirchlichen Machtverhältnisse haben sich verkehrt. 
Einer der bislang traurigsten Höhepunkte ist die Ableh-
nung von Mindestbedingungen für die Altenpflege-
branche. 

Paradigmenwechsel nötig
Muss es bei diesen Verhältnissen bleiben? Die einen 
werden das mit Verweis auf das im Grundgesetz veran-
kerte Selbstverwaltungs- und Selbstordnungsrecht der 
Kirchen bejahen. Dieses besteht allerdings nur inner-

Protest gegen die Caritas in Mainz, März.      Foto: ver.di
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lichen Arbeitsvertragsrichtlinien, die nur 
einzelvertraglich vereinbart zur Geltung kommen. Eine 
derartige Regelung würde der in Art. 140 Abs. 3 GG 
ebenfalls verankerten und seitens der Kirchen allzu gern 
vernachlässigten Formulierung »in den Schranken des 
für alle geltenden Rechts« Rechnung tragen, denn eine 
entsprechende Änderung des Sozialgesetzbuchs XI 
würde dafür ausreichen. 

Für die Kirchen hätte das eine »freiwillige« Öffnung 
für Verhandlungen mit Gewerkschaften zur Folge, um 
zu einer echten kollektiv wirkenden Tarifbindung zu ge-
langen, die als Refinanzierungsgrundlage dienen 
könnte. Gleichzeitig müsste sichergestellt werden, dass 
diese Tarifbindung nicht durch »gelbe Gewerkschaften« 
zur reinen Gefälligkeit verkommt und damit pervertiert 
wird. In Bezug auf das Beispiel der flächendeckenden 
Mindestbedingungen für die Altenhilfe hätte es außer-
dem zur Folge, dass ein solches Verfahren nach dem 
Arbeitnehmerentsendegesetz nicht notwendig gewe-
sen wäre, bei dem die kirchlichen Arbeitgeber im Al-
leingang über Wohl und Wehe entscheiden können. 
Denn als Arbeitgeber müssten sie keinen ideologisch 
aufgeladenen kirchlichen Sonderweg verteidigen, son-
dern könnten ihrem eigenen Selbstverständnis als Sozi-
alpartner nachkommen – dann allerdings als Tarifpart-
ner, wie andere, nicht-kirchliche Arbeitgeber auch.

Fordern, nicht bitten
Das Gesundheits- und Sozialwesen hat sich nicht erst in 
der Corona-Pandemie als »systemrelevant« erwiesen. 
Seine zentrale gesellschaftliche Rolle ist aber spätestens 
jetzt unumstößlich klargeworden. Es ist leistungsfähig 
und hält unsere Gesellschaft in dieser krisenge-
schüttelten Zeit zusammen. Maßgeblich wird es durch 
die Millionen Beschäftigten getragen, egal ob in öffent-
lichen, kommerziellen oder kirchlichen Einrichtungen. 
Es ist allerdings ein Trugschluss, anzunehmen, dass des-
halb ihre Arbeit künftig in Form besserer Bezahlung 
oder besserer Arbeitsbedungen automatisch durch Ar-
beitgeber und Politik Anerkennung finden wird. Das 
Beispiel der Altenpflege zeigt das aktuell nur allzu deut-
lich. Gute Arbeitsbedingungen mit gerechter Entloh-
nung waren immer und bleiben weiterhin Ergebnis or-
ganisierten Handelns der abhängig Beschäftigten. Es ist 
mehr denn je Zeit, selbstbewusst unsere Forderungen 
zu stellen und uns dafür gemeinsam einzusetzen. ver.di 
steht dabei an der Seite aller Kolleg*innen, die loslegen 
wollen.

halb der für alle geltenden Schranken. An dieser Stelle 
sei erneut darauf hingewiesen: Ein »Selbstbestim-
mungsrecht« gibt es nicht. Dennoch leiten die Kirchen 
daraus seit Ende der 1940er Jahre einen nahezu unein-
geschränkten Sonderweg im Arbeitsrecht ab, mit staat-
licher Gewähr durch die politisch Verantwortlichen. 
Doch ist der Status quo zwingend? Nein. Bereits im 
Jahr 2012 hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) im Urteil 
über das gewerkschaftliche Streikrecht in kirchlichen 
Betrieben gezeigt, dass das genannte Recht der Kirchen 
nicht uneingeschränkt gilt. Es ist überprüfbar und kann 
mit anderen Grundrechten abgewogen werden, zum 
Beispiel in diesem konkreten Fall mit der Koalitionsfrei-
heit von Arbeitnehmer*innen. Auch wenn die Kirchen 
es gerne anders darstellen: Das BAG-Urteil war eine 
Niederlage für sie. Denn sie wollten Arbeitskämpfe – 
als Ausdruck des Grundrechts auf die Koalitionsfreiheit 
ihrer Beschäftigten – für unrechtmäßig erklären lassen 
und sind gescheitert. 

Gewerkschaftliche Betätigung bis hin zu Streiks ist 
auch in kirchlichen Betrieben erlaubt. Perspektivisch be-
deutet das: Wie weitgehend die Kirchen bzw. ihre Un-
ternehmen sich auf eine Nebenrechtsordnung berufen 
und somit den sonst geltenden Regeln entziehen kön-
nen, muss jeweils auf den Prüfstand. Das Streikrechts-
urteil von 2012 belegt, dass die Rechte und Grenzen im 
Arbeitsrecht für die Kirchen nicht »Gott gegeben« sind, 
sondern viel öfter mit gesellschaftlichen Interessen ins-
gesamt abgewogen werden müssen, insbesondere vom 
staatlichen Gesetzgeber. Hier sind politischer Mut und 
säkularer Entscheidungswille gefragt.

Perspektiven
Die Kirchen bzw. vor allem ihre Wohlfahrtsunterneh-
men erbringen Dienstleistungen in Krankenhäusern, in 
der Altenpflege, Jugendhilfe, in Kitas und vielen ande-
ren Bereichen. All diese Leistungen werden fast aus-
schließlich aus Sozialversicherungsbeiträgen und Steuer-
mitteln finanziert – ganz genau so, wie in vergleich-
baren öffentlichen, kommerziellen oder freigemeinnüt-
zigen Betrieben. Die Finanzierung erfolgt also gesamt-
gesellschaftlich und nicht aus kirchlichen Mitteln. Das 
und die gesamtgesellschaftliche Bedeutung dieser Ar-
beit sollten künftig als Bewertungsgrundlage dafür die-
nen, ob ein Sonderweg im Arbeitsrecht hier begründet 
erscheint. Aktuell rechtfertigt allein der Status als Reli-
gionsgemeinschaft den international einzigartigen Son-
derweg der Kirchen und ihrer Unternehmen im Arbeits-
recht. 

Am Beispiel der Altenpflege könnte dies bedeuten, 
dass Leistungen künftig ausschließlich dann finanziert 
werden bzw. die Träger einen Versorgungsvertrag er-
halten, wenn sie bestimmte Bedingungen erfüllen, zum 
Beispiel eine Vergütung auf Grundlage einer Tarifbin-
dung nachweisen können. Damit sind ausdrücklich kol-
lektiv wirkende Tarifverträge gemeint – keine kirch-
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Arbeitgeber nehmen letzte Chance wahr
Im November 2020 legten die Arbeitgeber sowohl für 
die Entgelttabelle als auch für die strittigen »Mantel-
themen« ein verbessertes Angebot vor und der Wille 
zur Einigung wurde ernsthaft spürbar. Strittig blieben 
zunächst neben einer aus Sicht von ver.di weiter nöti-
gen Verbesserung der Entgelttabellen, vor allem hin-
sichtlich der unteren Entgeltgruppen, insbesondere die 
Ausgestaltung der betrieblichen Altersvorsorge, der 
Krankengeldzuschuss und die Regelungen zur Arbeits-
befreiung. Erst nach zwei weiteren Verhandlungsrun-
den im Februar und März 2021 gelang der entschei-

dende Durchbruch in den noch offenen Entgelt- und 
»Mantelthemen«. Das zähe Ringen und Durchhaltever-
mögen hat sich gelohnt. Das Gesamtniveau des Tarif-
vertrags für die diakonische Altenhilfe in Hessen liegt 
nun deutlich über dem der AVR.HN und AVR.KW. 
Neben einer Senkung der wöchentlichen Arbeitszeit 
auf 38,5 Stunden und besseren Löhnen bietet der Tarif-
vertrag unter anderem eine Regelung für verlässliche 
Dienstpläne und höhere Zeitzuschläge für Nacht- und 
Sonntagsarbeit.

Nachdem die Tarifverhandlungen für die diakonische 
Altenhilfe in Hessen im August 2020 zunächst ergeb-
nislos und enttäuschend verlaufen waren, folgte ein 
wenig wertschätzendes Angebot seitens der diako-
nischen Arbeitgeber. Auf Seiten von ver.di löste es 
großes Unverständnis aus. Das als »hochwertig« ange-
priesene Angebot lag in seinem Gesamtniveau bei bis 
zu 15 Prozent unter Niveau des Tarifvertrags im öffent-
lichen Dienst (TVöD) und erreichte in weiten Teilen 
nicht einmal die Tabellenwerte in den Endstufen der ak-
tuell geltenden Arbeitsvertragsrichtlinien Hessen-Nas-
sau (AVR.HN) und AVR Kurhessen-Waldeck (AVR.KW). 
Zudem war es in den Verhandlungen nicht gelungen, 
zu wesentlichen »Mantelthemen« eine Einigung zu  
finden. Unter diesen als wenig wertschätzend empfun-
denen Rahmenbedingungen, bei denen es auf der  
Arbeitgeberseite an Ernsthaftigkeit mangelte, war die 
ver.di-Tarifkommission nicht mehr bereit weiter zu  
verhandeln. Nach einer ausgiebigen Diskussion be-
schloss sie, in der Erwartung eines verhandlungsfähigen 
Angebots, den diakonischen Arbeitgebern eine letzte 
Chance zu geben. 

Tarifverhandlungen diakonische Altenhilfe Hessen 

Zieleinlauf mit Hindernissen

Aktive Mittagspause im Altenzentrum Heilsberg, Juli 2020.                                                                    Foto: Susanne Berger
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ver.di-Mitglied sein lohnt sich – jetzt erst recht!
Ganz besonders stolz sind die beteiligten ver.di-
Kolleg*innen über die im Tarifvertrag verankerte Ein-
malzahlung in Höhe von 150 Euro (Teilzeit anteilig) als 
Bonuszahlung für alle ver.di-Mitglieder. Damit lohnt es 
sich einmal mehr, ver.di-Mitglied zu sein!

Zieleinlauf verzögert sich
Leider ist bis zum Redaktionsschluss noch keine Ge-
samteinigung gelungen. Die wichtige Frage der Überlei-
tung der Beschäftigten aus den derzeit noch geltenden 
AVR-Regelungen bleibt weiter strittig. Nach Vorstellung 
der Arbeitgeber sollen die Beschäftigten die Arbeits-
zeitverkürzung auf 38,5 Stunden pro Woche durch ge-
ringere Monatsentgelte aus ihrer eigenen Tasche finan-
zieren. Das ist für ver.di ein absolutes »No Go« und 
stellt ein wesentliches Hindernis für die Gesamteinigung 
dar. Die eigentlich für März geplante, voraussichtlich 
letzte, Verhandlungsrunde ist auf Wunsch der Arbeitge-
ber kurzfristig auf Juni 2021 vertagt worden. Diese un-
erwartete Verzögerung für einen erfolgreichen Ab-
schluss der Verhandlungen nutzt ver.di, um noch mehr 
Kolleg*innen in den betroffenen diakonischen Altenhil-
feeinrichtungen mit den Inhalten des Verhandlungs-
standes vertraut zu machen. Der aktuelle Verhand-
lungsstand ist inhaltlich als großer Erfolg zu werten und 
der Abschluss des Tarifvertrags wäre zudem auch bran-
chenpolitischer Leuchtturm. Gerade nachdem Caritas 
und Diakonie einen bundesweit erstreckten Tarifvertrag 
über Mindestbedingungen für die Altenpflege zu Fall 
gebracht haben, wäre es ein enorm wichtiges Zeichen, 
dass Tarifverträge das Mittel der Wahl sind, um für bes-
sere Arbeits- und Lohnbedingungen in der Altenpflege 
zu sorgen. 

Aktiv für einen Tarifvertrag im Haus Vogelsbergin Gedern, Juli 2020.                                                                Foto: Petra Jaenicke

Im Bund-Verlag erscheint ab sofort ein neuer kosten-
freier Newsletter speziell zugeschnitten für  
Mitarbeitervertretungen (MAV) in der evangelischen 
und katholischen Kirche, der Diakonie und Caritas.

Einmal monatlich informiert er über aktuelle  Themen,  
Gesetzgebung und Rechtsprechung aus dem 
 kirchlichen Arbeitsrecht. Die Redaktion stellt zudem 
aktuelle Literaturtipps für die MAV zur Verfügung.

NEWSLETTER FÜR DIE MAV 

Gleich hier anmelden zum kostenfreien Newsletter:  
www.bund-verlag.de/newsletter
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auch Verbesserungen bei Entwicklungsstufen, Sonder-
zahlungen und Arbeitszeiten. Auch die betriebliche Zu-
satzversorgung für die Rente wird aus den AVR über-
nommen, wenn auch erst ab 2025 vollständig.

»Damit wird die Ungleichbehandlung endlich been-
det; dennoch ist dies aus unserer Sicht nur das zweit-
beste Ergebnis«, erklärt Baumann. Denn eigentlich war 
man angetreten, in den 21 katholischen Pflegeeinrich-
tungen einen Haustarifvertrag durchzusetzen. Dafür 
hatten sich viele der rund 870 Beschäftigten ver.di an-
geschlossen. »Bei Tarifverhandlungen entscheiden die 
ver.di-Mitglieder und die Tarifkommission alles demo-
kratisch, von den Forderungen bis zur Annahme des Er-
gebnisses«, betont die ver.di-Sekretärin. »Diese Mög-
lichkeiten haben sie auf dem kircheninternen Dritten 
Weg nicht.« Dennoch zeige die Auseinandersetzung, 
dass sich solidarisches Handeln und gewerkschaftliche 
Organisation auch in katholischen Einrichtungen aus-
zahlen. Und auch über dieses, nicht vollends befriedi-
gende, Ergebnis wurde demokratisch entschieden: Bei 
einer Befragung votierten die ver.di-Mitglieder mit 
deutlicher Mehrheit für dessen Annahme.

Bei der Liebenau Leben im Alter gGmbH (LiLA) scheint 
die unendliche Geschichte der Ungleichbehandlung 
nun doch ein Ende zu nehmen. Viele Jahre hatte die 
Tochtergesellschaft der Caritas-Stiftung Liebenau ihre 
Beschäftigten deutlich schlechter bezahlt als andere 
Einrichtungen der Caritas in Baden-Württemberg oder 
des öffentlichen Dienstes. »Seit über einem Jahrzehnt 
manövriert sich die LiLA durch das kirchliche und welt-
liche Arbeitsrecht, ohne jeden Beschäftigten die Vor-
teile von Tarifwerken zukommen zu lassen«, sagt die 
Gewerkschaftssekretärin Yvonne Baumann. Und das 
schien sich fortzusetzen, als der Pflegeheimbetreiber im 
November die seit über einem Jahr laufenden Tarifver-
handlungen mit ver.di abbrach und erklärte, nun doch 
die kirchliche Grundordnung und damit die Arbeitsver-
tragsrichtlinien der Caritas (AVR) in Baden-Württem-
berg zu übernehmen, die in weiten Teilen den Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst (TVöD) abbilden. 
»Diese plötzliche Kehrtwende hat uns sehr skeptisch 
gemacht«, sagt die ver.di-Verhandlungsführerin. Seither 
hat die Unternehmensleitung allerdings durch diverse 
Maßnahmen gezeigt, dass die Übernahme der AVR tat-
sächlich vollzogen wird. »Das ist eine gute Nachricht 
und ein großer Erfolg für die Beschäftigten, die mit vie-
len Aktionen und auch Streiks dafür gesorgt haben, 
dass in der Stiftung Liebenau nun endlich gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit gezahlt werden soll.« Vollends Reali-
tät ist das allerdings noch nicht. Denn anders als Tarif-
verträge haben kirchliche Arbeitsvertragsrichtlinien 
keine unmittelbar normative Wirkung. Das heißt: Die 
Arbeitsverträge müssen einzeln angepasst werden. 
»Wir werden unsere Mitglieder in diesem Prozess un-
terstützen, damit bei der Überleitung nichts falsch läuft 
und die Kolleg*innen richtig eingruppiert werden«, er-
klärt Baumann. »Nach zwei Jahren Einsatz, Überzeu-
gungsarbeit und Auseinandersetzungen bis hin zum 
Arbeitskampf ist endlich das Ziel erreicht: gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit in der Stiftung Liebenau«, bilanziert 
Betriebsrätin Silke Arnold. »Der Einsatz hat sich wirklich 
gelohnt.« Neben dem erhöhten Tabellenentgelt gibt es 

Streik in der katholischen Altenpflegeeinrichtung Ehningen , November 2020                                                                        Foto: ver.di

Katholische Pflegeeinrichtungen

Streik bringt Angleichung

Zentraler Streiktag in Meckenbeuren              Foto: ver.di
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Mit der Vereinbarung einer einmaligen Sonderzahlung 
zur Abmilderung der besonderen Belastungen während 
der Corona-Pandemie hat ver.di mit den Arbeitgebern 
im öffentlichen Dienst im Oktober 2020 die Chance ge-
nutzt, eine steuer- und abgabenfreie Prämie für alle Be-
schäftigten zu vereinbaren. In einigen Teilen der evan-
gelischen und katholischen verfassten Kirchen wurde 
dieses Ergebnis oder ein ähnliches übernommen. Auch 
innerhalb der Caritas wurde Ende des Jahres nach 
zähem Ringen eine Vereinbarung analog zum öffent-
lichen Dienst getroffen. Der Blick auf die bunt gefä-
cherte Tariflandschaft in der Diakonie zeigt hingegen 
ein lückenhaftes Bild. 

monatlich 300,30 Euro mehr Vergütung (brutto, Voll-
zeit). Damit wurde jetzt eine Tarifbindung erreicht, 
nachdem die Caritas Erziehungshilfe nach einer Insol-
venz 2014 aus dem Caritas Verband und aus den Ar-
beitsvertragsrichtlinien bei Neueinstellungen ausgestie-
gen war. Es gibt in der Caritas Erziehungshilfe Bremen 
auch Beschäftigte, die vor 2014 eingestellt wurden, 
deren Verträge die Arbeitsvertragsrichtlinien der Caritas 
in Bezug nehmen. Diese Verträge bleiben bestehen. 

Echtes Konsensprinzip:
Von kirchlicher Seite wird nur allzu oft die Drohkulisse 
eines Arbeitskampfes generalisiert vorgeschoben, die 
Tarifverhandlungen mit Gewerkschaften scheinbar 
automatisch befürchten lassen. Deshalb müsse man 
sich weiterhin auf dem kirchlichen Sonderweg 
bewegen. Doch in Bremen wurde erneut das Gegenteil 
bestätigt, das echte Konsensprinzip: Das Ziel ist ein 
Tarifvertrag, nicht der Arbeitskampf. Deshalb 
verständigen sich beide Tarifparteien einvernehmlich 
auf den verbindlich wirkenden Tarifvertrag. Anders ist 
es in arbeitsrechtlichen Kommissionen, in denen kein 
Konsens erzielt wird, sondern Mehrheiten über 
Ergebnisse entscheiden, die lediglich Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen entsprechen und die nur über 
die einzelnen Arbeitsverträge wirksam werden können. 
Hier gibt es keine Einflussnahme der Beschäftigten auf 
ihre Arbeitsbedingungen außerhalb der arbeitsrecht-
lichen Kommission.

Im September 2020 hat ver.di nach nur einem Sondie-
rungsgespräch und einem Verhandlungstermin einen 
Tarifvertrag für die 160 Beschäftigten der Caritas Erzie-
hungshilfe in Bremen gGmbH, einer Tochtergesellschaft 
des Caritas-Verbands Bremen, abschließen können. Seit 
Januar 2021 finden die Tabellen des Tarifvertrags der 
Länder (TV-L) für die Beschäftigten dynamische Anwen-
dung. Das heißt, jede Tarifsteigerung im Bereich der 
Länder wird ebenfalls nachvollzogen. Das zeigt erneut: 
Tarifverhandlungen sind auch im kirchlichen Bereich ein 
normaler Weg, um Lohn- und Arbeitsbedingungen für 
Beschäftigte zu regeln. 

Bessere Vergütung
Der abgeschlossene Tarifvertrag für die Caritas Erzie-
hungshilfe Bremen (CEH) beinhaltet im Wesentlichen 
Vergütungsregelungen. Bestandteile wie die Jahres-
sonderzahlung, Urlaub oder Rufbereitschaft bleiben zu-
nächst unverändert bestehen. Diese können frühestens 
Ende 2021 bzw. Anfang 2022 verhandelt werden. Den-
noch bedeutet schon dieser Einstieg in die Anwendung 
des Tarifvertrags der Länder eine erhebliche Verbes-
serung für sehr viele Kolleginnen und Kollegen. Zum 
Beispiel erhält eine Erzieherin in einer stationären 
Einrichtung, die seit fünf Jahren bei der CEH beschäftigt 
ist, seit dem 1. Januar 2021 monatlich 322,22 Euro 
mehr Vergütung (brutto, Vollzeit). Ein Sozialarbeiter im 
ambulanten Dienst, der ebenfalls seit fünf Jahren bei 
der CEH beschäftigt ist, erhält seit dem 1. Januar 2021 

Caritas Erziehungshilfe Bremen

Erhebliche Verbesserungen dank Tarifvertrag

Corona-Sonderleistungen

Armutszeugnis für Kirche und Diakonie in Baden

Viele Fehlanzeigen in der Diakonie
Dort, wo auf den TVöD Bezug genommen wird, kam 
die Prämie automatisch zur Umsetzung oder wurde 
meist übernommen. Bei den diversen Arbeitsvertrags-
richtlinien (AVR) der Diakonie, die sich nicht mehr durch 
Bezugnahme auf den TVöD der Tarifmächtigkeit der 
Gewerkschaften bedienen, tun sich die Arbeitnehmer-
vertreter*innen in den Arbeitsrechtlichen Kommissi-
onen schwer, diese besondere Zahlung für die Beschäf-
tigten durchzusetzen. In den Hinterzimmern der Ar-
beitsrechtlichen Kommissionen (ARK) wird um einen 
Ausgleich für die durch Corona bedingten Belastungen 
gebettelt.
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ARK Baden Anfang Dezember für ihre beiden Rege-
lungsbereiche AR-Mitarbeitende (mit Bezug auf TVöD) 
und AR-AVR dem Vermittlungsvorschlag des Schlich-
tungsausschusses der ARK. Für die AR-M kam die Prä-
mie durch automatische Übernahme des TVöD. Für die 
AR-AVR freuten wir uns zunächst über den Erfolg, der 
für einen Großteil der Beschäftigten eine Prämie von 
400/600 Euro für die Altenhilfe und 3/5 Tage Sonder-
urlaub für die Beschäftigten der anderen Hilfefelder  
beinhaltete. 

Fehlende normative Wirkung der AVR
Die handwerklichen Schwächen offenbarten sich erst in 
der Umsetzung. Die getroffene Regelung war zunächst 
durch die fehlende Bezugnahme in den Arbeitsverträ-
gen für kein einziges Arbeitsverhältnis rechtswirksam. 
Es handelte sich also um eine Regelung, die für nie-
manden galt. Das musste erst im Februar 2021 durch 
einen Verweis in den AR-AVR korrigiert werden. Damit 
musste ein zentrales Problem des »Systems AVR« aus-
gebessert werden: Nur Tarifverträge haben eine unmit-
telbare und zwingende Wirkung der Regelungen, die 
sie enthalten. Deshalb sind sie echte Kollektivrege-
lungen. Kirchliche Arbeitsrechtsregelung haben den 
Charakter von Allgemeinen Geschäftsbedingungen, 
ihnen fehlt diese normative Wirkung. Sie werden erst 
dadurch wirksam, dass sie im einzelnen Arbeitsvertrag 
in Bezug genommen werden. 

Enge Voraussetzungen 
Ärger und Unverständnis hat die Auslegung der Rege-
lungen ausgelöst. Damit Beschäftigte einen Anspruch 

Gemeinsam einfordern – Beispiel Baden
Damit im Bereich der AVR Baden eine Prämie kommt, 
haben die Arbeitnehmer*innen bereits frühzeitig Druck 
gemacht und mit diversen Aktionen die Zahlung einer 
Prämie für alle Beschäftigten gefordert. Ausgangspunkt 
war die bundesweite ver.di-Forderung zur Zahlung 
einer Corona-Prämie für die Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst. Mit der Fotoaktion »Wir bleiben hier – 
dafür brauchen wir«�– im April 2020 unterstrichen viele 
Kolleg*innen auch in Baden eine Corona-Prämie in 
Höhe von 500 Euro für alle Beschäftigten im öffent-
lichen Dienst. In Baden-Württemberg forderten über 
300 betriebliche Interessenvertretungen mit einem of-
fenen Brief an Ministerpräsident Winfried Kretschmann 
und Sozialminister Manne Lucha, neben mittel- und 
langfristigen Verbesserungen im Gesundheitswesen, 
auch eine Corona-Prämie. Die von ver.di im April 2020 
initiierte gesetzliche Corona-Prämie in der Altenpflege, 
finanziert von Bund und Ländern, verschaffte Rücken-
wind und weckte gleichzeitig Erwartungen bei den Be-
schäftigten in den anderen Hilfefeldern. In der Diakonie 
Württemberg und Baden haben wir zur Unterstützung 
unserer Forderung online-Petitionen gestartet. Von den 
7222 Unterschriften für eine Corona-Prämie gingen 
5464 Unterschriften aus Württemberg ein. Die Unter-
schriften wurden an den Landesbischof übergeben.

Zu früh gefreut
Durch den Rückenwind dieser Aktionen aber auch 
unter dem Eindruck der erfolgten Tarifeinigung über 
eine Prämie im öffentlichen Dienst und der ansonsten 
drohenden Zwangsschlichtung in der ARK folgte die 

Beschäftigte im Sozialwerk Müllheim fordern eine Corona-Prämie für alle.                                           Foto: ver.di
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Fraglich ist, wie die im Anwendungsbereich der Rege-
lung genannten Berufsgruppen, die nicht »berufsmäßig 
pflegen oder betreuen«, wie zum Beispiel Küchenkräf-
te, Reinigungskräfte oder Mitarbeitende in der haus-
wirtschaftlichen Versorgung diese Schwelle der Erheb-
lichkeit je erreichen sollen. Die Zahl der Anspruchsbe-
rechtigten schrumpft mit dieser Auslegung in vielen 
Einrichtungen gewaltig. Aber es ist typisch für Kirche 
und Diakonie: Erst wird eine Regelung nur dann getrof-
fen, wenn der Druck allzu groß wird und dann wird sie 
so eng ausgelegt, dass kaum jemand davon profitiert. 
Aber Kirche und Diakonie können behaupten, es gibt ja 
– auf dem Papier – eine Anerkennung besonderer Bela-
stungen.

Wertschätzung vor Gericht erstreiten
Mit einer erneuten Fotoaktion, zu der ver.di und Ge-
samtausschuss Baden aufgerufen haben, gaben die Be-
schäftigten die solidarische Antwort auf diese Dreistig-
keit. Zum Redaktionsschluss ist noch nicht absehbar, 
wie viele Mitarbeitervertretungen den Gang vor das 
kirchliche Arbeitsgericht antreten müssen und werden, 
um die Prämie und die damit zum Ausdruck gebrachte 
Wertschätzung der Beschäftigten zu erstreiten. 

Daniel Wenk

auf die Corona-Sonderleistung haben, ist als Vorausset-
zung eine »Tätigkeit in besonders von Corona betrof-
fenen Arbeitsbereichen bzw. Einrichtungen« formuliert 
worden. Die Auslegung dieser Anspruchsvoraussetzung 
durch das Diakonische Werk und die Landeskirche in 
Baden in einer offiziellen Information an die Arbeitge-
ber zeigt, wie groß der Unwillen ist, dass möglichst 
viele Beschäftigte von der Regelung profitieren:

»Tatsächlich sollen die Corona-Sonderleistung 
nur Mitarbeitende erhalten, die im Bemes-
sungszeitraum in Bereichen eingesetzt und 
tätig gewesen sind, die von Corona in einer 
Weise betroffen waren, dass die Ausführung 
der Arbeit für den einzelnen Mitarbeitenden 
eine erhebliche psychische und physische Kraft-
anstrengung bedeutet, die einer besonderen 
Wertschätzung bedarf. Diese Schwelle der Er-
heblichkeit ist nur bei der berufsmäßigen Pfle-
ge und Betreuung von infizierten erkrankten 
Personen erreicht; es muss also eine Corona-In-
fektion ausgebrochen sein. Nicht ausreichend 
ist die allgemeine Betroffenheit von Corona, 
wie sie jede und jeden von uns seit einem Jahr 
im Kontakt mit Menschen betrifft.«

Es wird in diesen Wochen viel geredet und geschrieben 
über die gesellschaftlichen Folgen der Corona-Pande-
mie. Doch die betriebliche Ebene spielt bei der Fülle der 
Veröffentlichungen eine eher untergeordnete Rolle. 
Wie denken betriebliche Interessenvertreter*innen über 
die Auswirkungen der seit über einem Jahr andau-
erndem Pandemie? Welche Schlussfolgerungen wären 
bereits jetzt zu ziehen? Zu diesen Fragen haben Richard 
Detje von Wissentransfer Hamburg und Dieter Sauer 

Beschäftigte der Tüllinger Höhe in Lörrach fordern die Corona-Prämie für alle.                                 Fotos: ver.di

Buchbesprechung

»Corona-Krise und die Arbeitswelt«
vom Institut für sozialwissenschaftliche Forschung Mün-
chen im VSA-Verlag eine Studie veröffentlicht. Die ins-
gesamt 43 Interviewpartner*innen waren vor allem Be-
triebsräte und betriebliche Vertrauensleute der IG Me-
tall und ver.di aus Industrie- und Dienstleistungsbran-
chen. Die Auswertung erlaubt erste Rückschlüsse für 
betriebliche Interessenvertretungen, auch im Sozial- 
und Gesundheitswesen und in konfessionellen Einrich-
tungen.
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digen Schlussfolgerungen ziehen. Skepsis ist ange-
bracht.

Der vorliegenden Studie und notwendigen Folgeun-
tersuchungen ist große Aufmerksamkeit zu wünschen. 
Sie erzeugt Ernüchterung, aber auch die Zuversicht, 
dass die Verhältnisse veränderbar sind. Die israelische 
Soziologin Eva Illouz wird wie folgt zitiert: »Die Men-
schen, die uns halfen, die Gesellschaftsordnung auf-
recht zu erhalten, befinden sich am unteren Ende der 
Skala, während diejenigen, die am oberen Ende ange-
siedelt sind, im Großen und Ganzen nutzlos waren. 
Dass Erstere üblicherweise als »systemrelevant« be-
zeichnet wurden, traf den Nagel auf den Kopf. Wenn 
wir die immer häufigeren Erschütterungen unserer Welt 
überleben wollen, dann werden wir auf diese unver-
zichtbaren Menschen angewiesen sein, nicht auf 
Hedgefonds-Manager oder Talkshow-Promis.«

Berno Schuckart-Witsch

Richard Detje/Dieter 
Sauer:  
Corona-Krise im Betrieb. 
Empirische Erfahrungen 
aus Industrie und Dienst-
leistungen,  
Hamburg, VSA, 2021, 
144 Seiten, 12,80 Euro, 
ISBN:  
978-3-96488-097-0

Die Studie berichtet von ambivalenten Erfahrungen 
aus der ersten Phase der Pandemie. Die Befragten schil-
dern Überforderung, Überlastung, autoritäre Betriebs-
führung, aber auch ermutigende solidarische Erfah-
rungen von Zusammenhalt. Letztere verbinden sich mit 
dem Wissen um die Bedeutung ihrer Arbeit für das 
(Über)leben der Menschen und der Gesellschaft. Diese 
Erkenntnis scheint Potenzial zu bieten für deutlich mehr 
Anerkennung und Demokratisierung – auch im kirch-
lichen Sektor. So wird beispielsweise in vielen Kranken-
häusern um mehr Personal gestritten, das wird nach 
der Krise nicht mehr vom Tisch zu fegen sein.

In dem Buch finden sich eindrückliche Beschrei-
bungen zur Pflegearbeit in der Pandemie, die als en-
orme physische und psychische Belastung beschrieben 
wird. Der gesetzlich vorgeschriebene Gesundheits-
schutz wird in der Pandemie – wenn überhaupt – nur 
sehr konfliktreich durchgeführt. Öffentliche, private und 
kirchliche Arbeitgeber haben halbherzig, ja heuchlerisch 
auf die finanzielle und personelle Lage reagiert. Struk-
turelle Reformen werden allenfalls halbherzig angegan-
gen. Die Wut in den Belegschaften ist zu verspüren, 
krankheitsbedingte Ausfälle nehmen zu, so die Be-
funde.

Soziale und pflegerische Arbeit wird auch in kirch-
lichen Einrichtungen maßgeblich aus staatlichen Mitteln 
finanziert. Es ist kein Geheimnis, dass unter anderen 
ver.di die Aufwertung dieser Arbeit fordert. Nun wurde 
in der Pandemie der sperrige Begriff der »Systemrele-
vanz« erfunden. Es wird sich noch zeigen (müssen), ob 
die herrschenden Kreise dieser Republik die notwen-

Das Nachschlagewerk
für die MAV der EKD
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Die Zeit der Testung, inklusive der damit verbundenen 
Wartezeit auf das Ergebnis, ist als vergütungspflichtige 
Arbeitszeit zu werten. Vergleichbar ist dies mit der 
ebenso vergütungspflichtigen Umkleide- und Rüstzeit 
bei besonderer Berufskleidung.

Im Umkehrschluss besteht keine Testpflicht für Beschäf-
tigte, die nicht in einer entsprechenden Rechtsverord-
nung explizit genannt sind. Natürlich steht es in Be-
reichen, wo bisher keine Testpflicht besteht, jeder Per-
son frei, sich dem vom Arbeitgeber gewünschten Test 
zu unterziehen.

Die Corona-Pandemie wirft viele Fragen zu der 
Ausübung des eigenen Berufs auf. Deshalb stellt 
ver.di zu den häufig gestellten Fragen Antworten 
für Auszubildende, Beschäftigte und Interessen-
vertretungen im Gesundheits- und Sozialwesen 
zur Verfügung, die regelmäßig aktualisiert wer-
den:
https://t1p.de/2246 

Darf mein Arbeitgeber mich verpflichten, dass  
ich mich in meiner Freizeit testen lasse? 

Nein, das ist nicht vom Direktionsrecht des Arbeitge-
bers umfasst. Auf die Zeit außerhalb der Arbeitszeit 
darf der Arbeitgeber nicht zugreifen. Doch auch inner-
halb der Arbeitszeit hat das Direktionsrecht Grenzen. 
Jede Testung auf Infektion mit dem Erreger SARS-
CoV-2, also auch eine Testung mittels Schnelltest, stellt 
einen Eingriff in das Recht auf körperliche Unversehrt-
heit dar und bedarf daher einer rechtlichen Eingriffs-
grundlage.

Möglich ist, dass Corona-Schnelltests aufgrund einer 
Verordnung zum Beispiel des Landes oder der jewei-
ligen Kommune vorgesehen sind. Für Berlin ist dies zum 
Beispiel für bestimmte Beschäftigtengruppen in der so-
genannten »Pflegemaßnahmen_Covid-19-VO« gere-
gelt. Ähnliche Regelungen existieren in anderen Bun-
desländern. Zwischenzeitlich hat auch zum Beispiel 
Sachsen eine eigene Regelung zur Testpflicht in die 
dortige Corona-Landesverordnung aufgenommen.

Ihr fragt – ver.di antwortet

Bayern 

Kathrin Weidenfelder 

Tel. 089 / 599771033 

kathrin.weidenfelder@verdi.de

Baden-Württemberg 

Irene Gölz 

Tel. 0711 / 88788-0330 

irene.goelz@verdi.de

ver.di  

Bundesverwaltung 

Mario Gembus 

Tel. 030 / 69561049 

mario.gembus@verdi.de

Nordrhein-Westfalen 

Maria Tschaut

Tel. 0211 / 61824-164

maria.tschaut@verdi.de

Berlin und  

Brandenburg

Ivo Garbe

Tel. 030 / 88665261 

ivo.garbe@verdi.de

Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen 

Thomas Mühlenberg 

Tel. 0341 / 52901111 

thomas.muehlenberg@verdi.de

Rheinland-Pfalz und Saarland  

Frank Hutmacher 

Tel. 06131 / 9726130 

frank.hutmacher@verdi.de

Mecklenburg-Vorpommern  

und Schleswig-Holstein

Christian Wölm 

Tel. 0451 / 8100716 

christian.woelm@verdi.de

Hamburg

Dr. Arnold Rekittke,  

Tel. 040 / 890615-736  

arnold.rekittke@verdi.de

Niedersachsen und Bremen

Annette Klausing

Tel. 0511 / 12400-256

annette.klausing@verdi.de

Hessen

Saskia Jensch

Tel. 069 / 2569-1323

saskia.jensch@verdi.de

    Unsere Ansprechpartner*innen in den Bundesländern
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Seit dem Sommer vergangenen Jahres streiten die Pfle-
gekräfte der unfallchirurgischen Station 3 des Agaplesi-
on Diakonieklinikums Rotenburg für bessere Arbeitsbe-
dingungen. Angesichts unerträglicher Zustände hatten 
sie ihrer Geschäftsleitung im August 2020 ein Ultima-
tum gestellt: Sollte sich nichts ändern, springen die 
Kolleg*innen nicht mehr aus ihrer Freizeit ein, Teilzeit-
kräfte verweigern Mehrarbeit (siehe Kirchen.info Nr. 
36). Da die Klinikleitung zu ernsthaften Gesprächen 
bereit war, setzte das Team das Ultimatum erstmal nur 
teilweise in Kraft. Als sich wenig bewegte – das Ein-
zige, was von den Versprechungen auf der Station zu-
nächst ankam, waren zwei zusätzliche Thermometer – 
wurde das Ultimatum im November »scharf geschal-
tet«. Das wirkte: Seither hat das Management eine 
Reihe von Maßnahmen umgesetzt, die den Stationsall-
tag deutlich erleichtern. Doch grundlegende Verbesse-
rungen stehen weiterhin aus.

»Bei den Gesprächen wurde deutlich, dass auch im 
Kleinen vieles im Argen lag«, berichtet der Vorsitzende 
der Mitarbeitervertretung, Torsten Rathje. Es fehlte an 
funktionstüchtigem W-Lan, an einem zweiten IT-Ar-
beitsplatz und an einer verlässlichen Arbeitsorganisati-
on. »Das waren zum Teil ganz banale Sachen, aber die 
Beschwerden darüber wurden vorher einfach nicht 
ernst genommen«, erklärt Rathje. »Mit dem Scharf-
schalten des Ultimatums hat sich das geändert, seither 
tut sich was.« So wurden auf der Station Umbauten 
vorgenommen und technische Geräte angeschafft, um 
die Abläufe zu verbessern. Die bisherige »Arbeit auf 
Zuruf« – die für die Pflegekräfte eine erhebliche Bela-
stung darstellt – soll durch eine Geschäftsordnung über 
die Zusammenarbeit von ärztlichem und pflegerischem 
Dienst beendet werden.

»So wichtig diese Maßnahmen sind, klar ist: Sie al-
leine reichen nicht, es muss mehr Personal her«, betont 
Rathje. »Die Klinikleitung hat dafür auch einiges 
getan.« So schaltete sie gemeinsam mit dem Team eine 
Anzeige, wodurch immerhin einige neue Kolleg*innen 
gewonnen werden konnten. Zudem wurden zeitweise 
deutlich mehr Leasingkräfte eingesetzt, um die enorme 
Arbeitsbelastung zumindest kurzfristig zu reduzieren. 
»Auch wenn Arbeitnehmerüberlassung nicht die Lö-
sung ist, konnten die Leute so wenigstens mal kurz 
Luft holen«, sagt der Mitarbeitervertreter. Aufgrund 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten wurde die Zahl der 
Leasingkräfte zuletzt allerdings wieder reduziert.  
»Das zeigt: Wir müssen dranbleiben. Es ist eine lange 
Auseinandersetzung und die größten Brocken stehen 
uns noch bevor.«

Knackpunkt ist die Dienstplangestaltung. »Das 
Team fordert verlässliche Dienstpläne, feste Pausen 
und jedes zweite Wochenende frei – und es muss Kon-
sequenzen geben, wenn die vereinbarte Besetzung 
nicht eingehalten wird«, erläutert der für das Diakonie-
klinikum zuständige ver.di-Sekretär Jörn Bracker. Er 
verweist auf die Vereinbarungen zur Entlastung, die 
ver.di in bundesweit 17 Krankenhäusern durchgesetzt 
hat. Nach deren Vorbild könne auch die Rotenburger 
Belegschaft entlastet werden. »Denn die Station 3 ist 
natürlich nicht das einzige überlastete Team. Auch an-
dere Stationen wollen sich nun auf den Weg machen, 
kollektiv Verbesserungen einzufordern. Am besten 
wäre natürlich eine Vereinbarung fürs ganze Haus«, 
betont Bracker.

In einzelnen Aspekten haben die Beschäftigten an-
derer Bereiche bereits vom Kampf der Station 3 profi-
tiert. So haben alle Pflegekräfte beim Ausfallmanage-
ment mehr Wahlmöglichkeiten erhalten. »Das ist eine 
Folge der durch das Ultimatum angestoßenen Diskussi-
onen und auch der Berichterstattung in den Medien«, 
ist der Mitarbeitervertreter Rathje überzeugt. »Eine 
Entlastungs-Vereinbarung für alle würde die Attraktivi-
tät des Diakonieklinikums als Arbeitgeber deutlich er-
höhen. Das bleibt unser Ziel.«

Daniel Behruzi

zum nächstmöglichen Zeitpunkt in Voll- oder Teilzeit

Examinierte Pflegefachkrafte (w/m/d)

Wir sind das 

  Team der Station 3    

    und suchen

Wir freuen 
uns auf neue 
Kolleg*innen!

Es gibt manchmal viel
zu tun, aber wir halten 
zusammen!

Bewerbung
per Kurz-Mail an:

karriere@diako-online.de
(Name, Beruf & Tel.-Nr.)

Wir melden uns bei
Dir zuruck!

Jana Glatt

Unsere Pluspunkte

• Wir arbeiten Dich selbstverständlich umfangreich ein

• Digitale Patientendokumentation 

• Unterstützung auf unserer Station durch Servicekräfte 

 und Medizinische Fachangestellte

• Vergütung nach TV DN mit zusätzlicher betrieblicher Altersversorgung

• Sehr gute interne und externe Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten  

Deine Aufgabenbereiche

• Eigenverantwortliche Ausführung 

 der Bereichspflege

• Durchführung der Wundversorgung 

• Verantwortungsbewusste Umsetzung 

• Mitgestaltung der Stationsabläufe 

 und der Praxisanleitung

• Überregionales Traumazentrum 

 mit Polytraumaversorgung

• Wirbelsäulen- und Beckenchirurgie 

• Orthopädische Chirurgie

•

• Behandlung von primären Knochen- und 

 Weichteiltumoren sowie Skelettmetastasen

Schwerpunkte der Klinik fur 
Unfallchirurgie und Orthopadie

Antje Vermehren
Praxisanleiterin; 

Krankenschwester

Oleg Kobtseu

Katharina Fritsch
Praxisanleiterin; Gesundheits- 

Cheyenne Latimer
Gesundheits- und 

 Franziska Brandt
stellvertretende Stationsleitung; Ulrike Putz

Krankenschwester

Doris Kuhn-Bodecker
Krankenschwester

n!

W

n!

Ein Ergebnis des Ultimatums: Das Team von  
Station 3 wirbt selbst um neue Kolleg*innen.                                                                      

Agaplesion Diakonieklinikum Rotenburg

Ultimatum bringt erste Verbesserungen
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zember wurde auch das Krankenhaus im saarländischen 
Ottweiler stillgelegt – das erste katholische Haus in 
Deutschland, an dem die Beschäftigten vor einigen Jah-
ren für mehr Personal und Entlastung in Streik getreten 
waren. Zum Jahreswechsel hat sich die Gruppe auch 
aus der deutschlandweit einzigen Fakultät für Pflege-
wissenschaft im rheinland-pfälzischen Vallendar zurück-
gezogen, weshalb die Gemeinschaft der Pallottiner 
diese schließen musste, was zu zahlreichen Protesten 
führte.

Ebenfalls großen Unmut auf sich gezogen hat die 
katholische Contilia-Gruppe, die mitten in der Corona-
Pandemie hunderte Krankenhausbetten im Essener 
Norden abgebaut hat. Dass von den einstmals drei 
Contilia-Häusern nur noch eines übrig ist, habe »eine 
gefährliche Versorgungslücke« in den verarmten nörd-
lichen Stadtteilen der Ruhrgebietsstadt hinterlassen, kri-
tisiert die Ergotherapeutin Jutta Markowski, die sich in 
der Initiative »KrankenhausEntscheid Essen – Kranken-
häuser retten, Versorgung sichern« engagiert. Der Wei-
terbetrieb des Marienhospitals und des St. Vincenz 
Krankenhauses sei für Contilia offenbar »nicht profita-
bel genug« gewesen. 

»Wenn es einem Krankenhausbetreiber nur um be-
triebswirtschaftliche Kennziffern geht, ist daran gar 
nichts mehr christlich«, findet Markowski. Beim diesjäh-
rigen Karneval, den die Aktivist*innen des »Kranken-
hausEntscheids« zum Protest gegen Klinikschließungen 
umfunktionierten, wurde daher nicht nur dem Essener 
Oberbürgermeister, sondern auch dem Ruhrbischof und 
einem Aufsichtsratsmitglied von Contilia der Narren-
spiegel vorgehalten: Sie wurden als »die drei Coronas« 
per Autokorso durch den Stadtteil gefahren. »Wir 
wollten die Verantwortlichen benennen«, erläutert 
Markowski. »Und dazu gehört ganz klar die katholische 
Contilia-Gruppe. Jetzt machen wir mit dem Bürgerent-
scheid Druck dafür, dass die Stadt einspringt und die 
Gesundheitsversorgung im Essener Norden sichert. 
Denn der konfessionelle Träger ist dazu offensichtlich 
nicht bereit.«                                  Daniel Behruzi

Standorte stilllegen und zentralisieren – trotz der Erfah-
rungen in der Pandemie scheint dies auch das Motto 
konfessioneller Klinikbetreiber zu sein. So hat die ka-
tholische Caritas-Trägergesellschaft Saarbrücken (cts) 
angekündigt, das Dudweiler Krankenhaus St. Josef bis 
2025 zu schließen und die Leistungen an ihren Stand-
ort in Rastpfuhl zu verlagern. Daran entzündet sich 
ebenso Kritik wie an der Schließung des Marienhospi-
tals und des St. Vincenz Krankenhauses im Norden der 
Ruhrgebietsstadt Essen durch die katholische Contilia-
Gruppe. 

Von den Menschen im Saarbrücker Stadtteil Dud-
weiler wird das Krankenhaus St. Josef liebevoll »Klosch-
der« genannt. Noch 2010 war es für 14 Millionen Euro 
aus- und umgebaut worden, doch jetzt will die Caritas-
Trägergesellschaft den Standort schließen. Die Saar-
brücker Stadtverwaltung reagierte überrascht und ver-
ärgert auf diese »sehr kurzfristige« Ankündigung. »Das 
Krankenhaussterben geht weiter«, kommentierte der 
ver.di-Pflegebeauftragte für Rheinland-Pfalz und das 
Saarland, Michael Quetting. »Stumm und überrascht 
steht die herrschende Politik dabei, wenn Krankenhaus-
träger Häuser schließen und Betten kurzerhand in an-
dere Krankenhäuser verlegen. Sie zucken mit den 
Schultern und klagen darüber, dass man ja nichts ma-
chen könne.« Dabei oblägen solche Entscheidungen 
dem Gesetzgeber »und nicht der Willkür eines katho-
lischen Trägers«. Quetting betonte: »Eine bedarfsorien-
tierte Versorgungssteuerung verlangt nach demokra-
tischer Mitwirkung. Die Krankenhäuser gehören der 
Bevölkerung und nicht den neoliberalen Marktstrate-
gen.« Er erwarte, dass das saarländische Gesundheits-
ministerium der Caritas-Trägergesellschaft »auf die Fin-
ger klopft«. 

Quetting verwies auch auf die Machenschaften der 
Marienhaus-Gruppe, über die das Handelsblatt vor eini-
gen Monaten unter dem Titel »Wie ein katholischer 
Krankenhausbetreiber seine Kliniken kaputtspart« be-
richtete. Diese hatte an Rhein und Saar Kliniken ge-
schlossen und Abteilungen zusammengelegt. Im De-

Klinikschließungen im Saarland und im Ruhrgebiet

Katholische Krankenhauskonzentration

Karnevals-Protest gegen Klinikschließungen am 14. Februar in Essen                                                 Foto: Peter Köster
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Bildungsangebote für MAVen
Weitere Informationen bei Gabriele Hetkamp hetkamp@hs.verdi-bub.de 
oder Telefon 069 25 78 24 26 – verdi-bub.de/geso

Kündigungsgrund Kirchenaustritt

Arbeitnehmer*innenrechte müssen  
weiterhin eingefordert werden
In den vergangenen Monaten gab es neue Urteile, die 
zwei Dinge sehr deutlich zeigen: Einerseits kommt eu-
ropäisches Recht durch Entscheidungen wie in der 
Sache Egenberger und beim »Chefarzt-Urteil« aus 2018 
bzw. 2019 nun auch in der Praxis an. Andererseits zei-

gen diese neuen Entscheidungen, dass Arbeitneh-
mer*innenrechte, hier konkret der Schutz vor Diskrimi-
nierung auf Grund der Konfession, weiterhin von kirch-
lichen Arbeitgebern nicht automatisch anerkannt wer-
den. Vielmehr werden sie weiterhin regelmäßig von 

Datum Ort Titel

30.06. – 
02.07.2021

Brannenburg Gewalt und Aggression gegen Beschäftigte in Sozial- und Gesundheitsberufen
Ursachen, Auswirkungen und Handlungsmöglichkeiten

07.07. – 
09.07.2021

Naumburg Einführung in die Arbeit der Jugend- und Auszubildendenvertretung in evange-
lischen Einrichtungen

12.07. – 
14.07.2021

Mosbach Belastungen durch Mitbestimmung mindern
Was kann die betriebliche Interessenvertretung in Krankenhäusern tun, um eine 
Entlastung der Beschäftigten durchzusetzen?

02.08. – 
06.08.2021

Mosbach Schichtplan-Fibel extra
Übergriffe auf die Freizeit

30.08. – 
01.09.2021

Mosbach Das Einigungsstellenverfahren nach Mitarbeitervertretungsgesetz
Neue Möglichkeiten der Mitbestimmung im Betrieb erfolgreich nutzen

06.09. – 
08.09.2021

Mosbach Mitarbeitervertretungsgesetz: Personelle Angelegenheiten (MAV 2)

06.09. – 
08.09.2021

Walsrode Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 1)
Arbeitszeitrecht und Grundlagen der Arbeitszeitgestaltung

22.09. – 
24.09.2021

Saalfeld Aktuelle arbeitsrechtliche Fragen im Rettungsdienst

04.10. – 
06.10.2021

Berlin-
Wannsee

Arbeit in der Behindertenhilfe gesund gestalten
Betriebliche Gestaltung veränderter Arbeitsbedingungen in der Behindertenhilfe

04.10. – 
06.10.2021

Walsrode Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 2)
Organisation und Verfahren der Dienstplanprüfung im Sozial- und Gesundheits-
wesen

25.10. – 
27.10.2021

Berlin-
Wannsee

Aktuelle Entwicklungen im Sozial- und Erziehungsdienst 2
Soziale Arbeit ist unverzichtbar – immer!

27.10. – 
28.10.2021

Berlin-
Wannsee

Geteilte Dienste in der Behindertenhilfe
Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten der betrieblichen Interessenvertretung

03.11. – 
05.11.2021

Walsrode Wirksam mitbestimmen bei der Dienstplanung (Teil 3)
Rechtliche und betriebliche Durchsetzung der Mitbestimmung

01.12. – 
03.12.2021

Wuppertal
(Hotel Vienna)

Frauen als Vorsitzende der gesetzlichen Interessenvertretung



26 Kirchen .info Nr. 37 · Mai 2021

den Arbeitgebern auf den Prüfstand gestellt und müs-
sen von Gerichten entschieden werden. In den aktu-
ellen Entscheidungen geht es um die Frage der Wirk-
samkeit von Kündigungen wegen des Austritts aus der 
Kirche. 

Unwirksame Kündigung eines Kochs
Das Landesarbeitsgericht (LAG) Baden-Württemberg 
hat im Februar eine sehr erfreuliche Entscheidung zu 
einer außerordentlichen Kündigung eines Kochs getrof-
fen (LAG Baden-Württemberg, Urteil vom 10.02.2021, 
4 Sa 27/20). Der Arbeitgeber des Kochs ist eine evan-
gelische Gesamtkirchengemeinde in Stuttgart, die 51 
Kitas mit rund 1.900 Kindern betreibt. Der Koch erklär-
te im Juni 2019 seinen Austritt aus der evangelischen 
Kirche. Daraufhin wurde ihm fristlos gekündigt. Be-
gründung des Arbeitgebers: Hier handele es sich um 
einen schwerwiegenden Verstoß gegen vertragliche Lo-
yalitätspflichten. Die Gesamtkirchengemeinde verstehe 
ihr Handeln besonders geprägt vom Bild der christ-
lichen Dienstgemeinschaft. Der Koch hatte wiederum 
argumentiert, dass sein Kontakt mit den Kindern sich 
auf Ausgabe von Getränken beschränke und dass er le-
diglich alle zwei Wochen in Teamsitzungen organisato-
rische Belange bespreche. Das Landesarbeitsgericht hat 
die Kündigung für unwirksam erklärt, wie zuvor die 
erste Instanz. Bezugspunkt für dieses Urteil ist die 
jüngste Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofes (EuGH, Urteil vom 17.04.2018, C-414/16 sowie 
vom 11.09.2018, C-68/17). Sie besagt im Kern, dass 
staatliche Gerichte überprüfen dürfen, inwieweit die 
Religionszugehörigkeit für eine konkrete, ausgeübte Tä-
tigkeit in einer kirchlichen Einrichtung zwingende Vo-
raussetzung ist. Eine solche Anforderung muss wesent-
lich, rechtmäßig und gerechtfertigt sein. Das LAG hat 
insofern zu Recht entschieden, dass vor dem Hinter-
grund der EuGH-Rechtsprechung eine Kirchenzugehö-
rigkeit für die vorliegende Tätigkeit des Kochs keine 
wesentliche und berechtigte Anforderung an die per-
sönliche Eignung darstellt. Besonders hervorzuheben 
und erfreulich ist, dass gegen dieses Urteil keine Revisi-
on zugelassen worden ist. 

Fragwürdige Entscheidung gegen eine Hebamme
Ein skandalöses Urteil hat das Landesarbeitsgericht 
Hamm im September 2020 gefällt (LAG Hamm, Urteil 
vom 24.09.2020, 18 Sa 210/20). Einer Hebamme, die 
in einem Caritas-Krankenhaus beschäftigt war, wurde 
gekündigt, weil sie zuvor aus der katholischen Kirche 
ausgetreten sei. Die betroffene Kollegin war bereits 
Jahre vor Abschluss des Arbeitsvertrags mit der Caritas-
Klinik ausgetreten. Wahrheitsgemäß hatte sie dies auch 
im Personalfragebogen angegeben. Einer Aufforde-
rung, wieder in die katholische Kirche einzutreten, 
folgte die Hebamme nicht. Bemerkenswert dabei ist: 
Die Klinik beschäftigte eine weitere konfessionslose 

Hebamme. Die erstinstanzliche Entscheidung des Ar-
beitsgerichts hatte der Klage der gekündigten Hebam-
me stattgegeben. Das LAG Hamm aber entschied, dass 
die Kündigung doch rechtmäßig sei. Das Gericht berief 
sich irrwitzigerweise ebenfalls auf die BAG- und EuGH-
Rechtsprechung und in diesem Zusammenhang auf § 9 
Abs. 1 des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG). Eine zentrale Argumentation des Gerichts war, 
es handele sich bei dem Verbot des Kirchenaustritts um 
eine rechtmäßige berufliche Anforderung der Klinik, die 
eine der katholischen Kirche zugeordnete Einrichtung 
ist. Mit dem Ausspruch der Kündigung verfolge das be-
klagte Krankenhaus das Ziel, den Ethos der katho-
lischen Kirche zu wahren und zu schützen. Mehr noch, 
die Kündigung sei auch »gerechtfertigt« im Sinne der 
Rechtsprechung des EuGH. Es sei im vorliegenden Fall 
wahrscheinlich und erheblich, dass die Gekündigte das 
Ethos der katholischen Kirche beeinträchtige. Es beste-
he die Gefahr, dass die Hebamme sich kirchenfeindlich 
oder kritisch über die verfasste Amtskirche gegenüber 
Patientinnen äußere. Gegen das Urteil ist die Revision 
zugelassen, da es sich um eine Sache von grundsätz-
licher Bedeutung handele. Es bleibt also zu hoffen, dass 
der Fall dem BAG vorgetragen und zu Gunsten der 
Rechte von Beschäftigten entschieden wird.

Arbeitnehmer*innenrechte vs. kirchliches Ethos
Aus gewerkschaftlicher Perspektive gibt es nur eine 
Forderung: Die Gerichte sind aufgefordert, die Maßstä-
be des EuGHs bei der Prüfung von sogenannten Loyali-
tätspflichten sachgerecht zu bewerten und zu beurtei-
len. Doch das Urteil des LAG Hamm ist skandalös, so-
wohl hinsichtlich einer fragwürdigen bis fantasievollen 
Auslegung der EuGH-Rechtsprechung, als auch in 
Bezug auf die persönlichen, wirtschaftlichen Konse-
quenzen, die eine Kündigung für eine Beschäftigte mit 
unterhaltspflichtigen Kindern hat und in Bezug auf die 
pauschale Unterstellung eines so genannten kirchen-
feindlichen Verhaltens bei der Tätigkeitsausübung als 
Hebamme. Erneut stützt sich ein staatliches Gericht auf 
ein undurchsichtiges kirchliches Ethos, das, wie in die-
sem Fall, der Krankenhausbetreiber und im Hintergrund 
die katholische Kirche willkürlich anführen. Doch eine 
Sache macht die Beurteilung durch das Gericht ganz 
besonders fragwürdig: In diesem konkreten Fall ist die 
Beschäftigte nicht während ihrer Tätigkeit bei dem ka-
tholischen Arbeitgeber aus der Kirche ausgetreten, son-
dern bereits mehrere Jahre zuvor und diese Tatsache 
gab sie wahrheitsgemäß im Personalfragebogen zu Be-
ginn ihrer Tätigkeit an. Der Arbeitgeber ging also se-
henden Auges dieses Arbeitsverhältnis ein, kündigte je-
doch wenig später und erhielt nun auch noch Recht, 
dass dies eine wirksame Kündigung sei. Wenn das der 
neue Maßstab ist, dass Beschäftigte als kirchenfeindlich 
gelten, wenn sie irgendwann einmal in ihrem Leben 
aus der Kirche ausgetreten sind und das auch bleiben 
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wollen, käme das einem Freifahrtschein für kirchliche 
Arbeitgeber gleich. Dies ist dringend durch das BAG zu 
korrigieren.

Gewerkschaftlicher Rechtsschutz 
Besonders begrüßenswert sind Urteile wie im Falle des 
Kochs. Es bleibt zu hoffen, dass die bundesdeutsche 
Richterschaft weiterhin der Richtung folgt, wie sie das 
europäische Recht und ihre Rechtsprechung aufzeigen 
und nicht wie in den vergangenen Jahrzehnten weiter 

die kirchliche Nebenrechtsordnung im Arbeitsrecht 
stützt und zwar zu Lasten der Arbeitnehmer*innen. Die 
aktuellen Fälle zeigen jedenfalls, dass 
Arbeitnehmer*innen in kirchlichen Betrieben bei einem 
Kirchenaustritt weiterhin der Gefahr einer Kündigung 
und eventuell lange andauernden Rechtsstreitigkeiten 
ausgesetzt sind. Eine gute Rechtsberatung ist deshalb 
dringend geboten, wie sie ver.di für ihre Mitglieder von 
der Beratung bis zur Begleitung durch eine mögliche 
rechtliche Auseinandersetzung sicherstellt. 

In Zeiten des hohen Fachkräftebedarfs und der Haltung 
»Kinder betreuen kann jede*r« droht dem Beruf der/
des Erzieher*in einer Abwertung. Das sogenannte Fach-
kräftegebot, das im SGB VIII geregelt ist, beinhaltet 
Grundsätze der Qualifikation der Beschäftigten in der 
Kinder- und Jugendhilfe. Zunehmend wird jedoch die 
Absenkung des Qualifikationsniveaus in den Kinderta-
geseinrichtungen deutlich. Um dem Fachkräftemangel 
zu begegnen, werden verkürzte Ausbildungen wie zum 
Beispiel in Mecklenburg-Vorpommern eingeführt, die 
Fachkraftdefinition erweitert oder die Fachkräftekata-
loge geöffnet. 

Qualifizierte Ausbildung sichern
Um dem hohen Fachkräftemangel nachhaltig begegnen 
zu können, müssen jetzt die Weichen in Richtung at-
traktivere Ausbildung gestellt werden. ver.di lehnt die 
Absenkung von Standards im Berufsfeld und die Ein-
führung von Schmalspurausbildungen ausdrücklich ab. 
Deshalb hat ver.di einen Diskursbeitrag zur Reform der 
Erzieher*innenausbildung entwickelt, auf dessen 
Grundlage die Gewerkschaft mit der Fachöffentlichkeit 
in den Austausch geht. 

Bundeseinheitliches Ausbildungsgesetz 
Im Vergleich zu den dual organisierten Ausbildungen 
nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) weist die (vollzeit-)
schulische Ausbildung zur/zum Erzieher*in deutliche 
strukturelle Mängel auf. So besteht für die Auszubil-
denden zum Beispiel noch immer kein gesetzlicher An-
spruch auf eine angemessene Ausbildungsvergütung 
und auch die Kostenfreiheit der Ausbildung ist bislang 
gesetzlich nicht verankert. Dass Auszubildende in einem 
Mangelberuf noch immer Geld für ihre Ausbildung be-
zahlen müssen, ist absurd. Um dies zu ändern, die Aus-
bildungsqualität zu sichern und die Ausbildung nach-

Reform der Erzieher*innenausbildung

ver.di macht konkrete Vorschläge  
für Verbesserungen

haltig attraktiv auszugestalten, schlägt ver.di ein bun-
deseinheitliches Ausbildungsgesetz für den Beruf der/
des staatlich anerkannten Erzieher*in vor. An der Aus-
gestaltung sind Arbeitgeber und Arbeitnehmer*innen 
sozialpartnerschaftlich beteiligt. Die Ausbildung soll 
künftig in Voll- und Teilzeit möglich und dual ausgestal-
tet sein. 

ver.di-Forderungen
Zentrale Forderungen von ver.di sind die Beibehaltung 
des Abschlusses auf dem Niveau 6 des Deutschen Qua-
lifikationsrahmens (DQR), der gesetzliche Anspruch auf 
eine angemessene Ausbildungsvergütung, die Kosten-
freiheit der Ausbildung und der Abschluss eines Ausbil-
dungsvertrags zwischen einem Träger der Sozialen Ar-
beit und der/dem Auszubildenden. Die Schutzpara-
graphen aus dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) sollen 
übernommen werden. Des Weiteren fordert ver.di bun-
desweit einheitliche Rahmenpläne für die theoretische 
und praktische Ausbildung, das Recht auf Mitbestim-
mung im Betrieb und einheitliche, festgeschriebene 
Qualitätsstandards in der Ausbildung, wie zum Beispiel 
die Qualifikationsanforderungen an Lehrkräfte und 
Praxisanleiter*innen sowie den gesetzlich verankerten 
Anspruch auf Praxisanleitung. Der Diskursbeitrag in vol-
ler Länge steht hier zur Verfügung: 
https://lmy.de/KjasD

Hanna Stellwag



28 Kirchen .info Nr. 37 · Mai 2021

»Uns reicht´s, Herr Spahn!« So hieß es am 12. April vor 
Krankenhäusern im ganzen Land. Während im Bundes-
tag die Anhörung zum »Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Gesundheitsversorgung« lief, protestierten Klinikbe-
schäftigte von Konstanz bis Schwerin für die sofortige 
Einführung der PPR 2.0. 

Obwohl das von der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft, dem Deutschen Pflegerat und ver.di entwickelte 
Instrument für eine bedarfsgerechte Personalbemes-
sung in der Krankenhauspflege schon seit über einem 
Jahr auf dem Tisch des Bundesgesundheitsministers 

Krankenhausbeschäftigte protestieren 
für mehr Personal –
Im ganzen Land für die PPR 2.0

liegt, will Jens Spahn (CDU) es immer noch nicht auf 
den Weg bringen. Die Beschäftigten nehmen das  
nicht hin und machten dies durch ihre Teilnahme an 
einer Foto-Aktion sichtbar. Darunter waren auch  
viele Belegschaften kirchlicher Einrichtungen. 

Unsere Fotos zeigen die Kolleginnen und Kollegen 
des Agaplesion Allgemeinen Krankenhauses im nord-
rhein-westfälischen Hagen und des Albertinen-Kran-
kenhauses in Hamburg.

Bericht: https://lmy.de/qFeG2


